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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zur Weiterentwickiung des Personairechts 
der Beamtinnen und Beamten der früheren Deutschen Bundespost 


A. Problem und Ziel 

Durch das Postumwandlungsgesetz vom 14. September 1994 sind die Unterneh- 
men der früheren Deutschen Bundespost in die Deutsche Post AG, die Deutsche 
Postbank AG und die Deutsche Telekom AG (Postnachfolgeuntemehmen) umge- 
wandelt worden. Der Bund hält entweder keine oder nur noch Minderheitsbetei- 
ligungen an den Postnachfolgeuntemehmen. 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf sollen die organisatorischen Strukturen und 
rechtlichen Instramentarien im Postnachfolgebereich weiterentwickelt werden; 
außerdem soll die Beschäftigung der Bundesbeamtinnen und Bundesbeamten, die 
bei den Postnachfolgeuntemehmen tätig sind, nachhaltig gesichert werden. 

B. Lösung 

Das Dienstrecht für die Posfnachfolgeuntemehmen wird weiferentwickelt und die 
Möglichkeiten, private Unternehmen mit der Wahrnehmung der dem Dienstherm 
Bund obliegenden Rechte und Pflichten zu beleihen, werden angepasst. 

Haushaltsrelevante Personalverwaltungsaufgaben, insbesondere die Versor- 
gungs- und Beihilfebearbeitung, werden bei der Bundesanstalt für Post und Tele- 
kommunikation Deutsche Bundespost (Bundesanstalt) zusammengeführt. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Bei der Bemessungsgmndlage der Untemehmensbeiträge zur Postbeamtenversor- 
gungskasse wird berücksichtigt, dass die frühere jährliche Sonderzahlung durch 
das Dienstrechtsneuordnungsgesetz vom 5. Febmar 2009 in die Besoldungstabel- 
len eingebaut worden ist. Dadurch fallen die Zahlungsansprüche der Postbeam- 
tenversorgungskasse gegenüber den Postnachfolgeuntemehmen für das Kalender- 
jahr 2011 einmalig um ca. 30 Mio. Euro geringer aus. Dieser Betrag ist vom Bund 
einmalig auszugleichen. 

Aus dem Sondervermögen „Versorgungsrücklage des Bundes“ werden ca. 5,1 
Mio. Euro entnommen und dem Pensionsfonds der Bundesanstalt zugeführt. 
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Im Übrigen sind finanzielle Auswirkungen für die öffentlichen Haushalte nicht zu 
erwarten. Die Verwaltungskosten der Bundesanstalt werden ganz überwiegend — 
wie bislang auch — von den Postnachfolgeuntemehmen getragen. Die Vorschrif- 
ten über die Finanzierung der Versorgungs- und Beihilfeleistungen bleiben unbe- 
rührt. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Die Bürgerinnen und Bürger sind von den Regelungen des Gesetzentwurfs nicht 
betroffen. Ein Erfüllungsaufwand entsteht bei ihnen nicht. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Die Personalverwaltungskosten werden — wie bislang auch — von den Postnach- 
folgeuntemehmen getragen. Durch die Zentralisierang bei der Bundesanstalt ist 
auf Grand von Synergieeffekten mittelfristig mit einer Entlastung der Unterneh- 
men zu rechnen. Die übrige Wirtschaft ist von dem Gesetzentwurf nicht betroffen; 
ein Erfüllungsaufwand entsteht dort nicht. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Die Bürokratiekosten aus Informationspflichten bleiben im Wesentlichen unver- 
ändert. 

E. 3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Der Vollzug bestimmter Personalverwaltungsaufgaben der Postnachfolgeunter- 
nehmen erfolgt künftig durch die Bundesanstalt und die Postbeamtenkranken- 
kasse. Dem bei der Bundesanstalt und der Postbeamtenkrankenkasse entstehen- 
den Erfüllungsaufwand steht ein Wegfall des entsprechenden Aufwands bei den 
Postnachfolgeuntemehmen gegenüber. 

F. Weitere Kosten 

Veränderungen der Angebots- und Nachffagestrukturen oder Auswirkungen auf 
das allgemeine Preisniveau — insbesondere das Verbraucherpreisniveau - sind 
ausgeschlossen. Sonstige Kostenfolgen sind nicht zu erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Die Bundeskanzlerin 


Berlin, 11. Dezember 2014 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Weiterentwicklung des Personalrechts 
der Beamtinnen und Beamten der früheren Deutschen Bundespost 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 928. Sitzung am 28. November 2014 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus An- 
lage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in 
der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Mit freundlichen Grüßen 


Dr. Angela Merkel 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Weiterentwicklung des Personalrechts 
der Beamtinnen und Beamten der früheren Deutschen Bundespost 

Vom ... 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Postpersonalrechtsgesetzes 

Das Postpersonalrechtsgesetz vom 14. September 1994 (BGBl. 1 S. 2325, 2353), das zuletzt durch Artikel 16 
Absatz 1 1 des Gesetzes vom 19. Oktober 2013 (BGBl. 1 S. 3836) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . Die Inhaltsübersicht wird wie folgt gefasst: 


„Inhaltsübersicht 
Abschnitt 1 

Allgemeine dienstrechtliche Regelungen 

§ 1 Dienstrechtliche Zuständigkeiten der Postnachfolgeuntemehmen 

§ 2 Rechtsverhältnisse der Beamten, Zahlungs- und Kostentragungspflicht 

§ 3 Dienstrechtliche Zuständigkeiten des Bundesministeriums der Finanzen 

§ 4 Beamtenrechtliche Regelungen 

§ 5 Berafliches Fortkommen 

§ 6 Verwendung auf einem Arbeitsposten mit geringerer Wertigkeit 
§ 7 Haftung 

Abschnitt 2 

Besoldungsrechtliche Regelungen 

§ 8 Ämterbewertung 

§ 9 Stellenplan 

§10 Besoldungsrechtliche Sonderregelungen 

§11 Belohnungen, Aufwandsentschädigungen 

Abschnitt 3 

Reise- und umzugskostenrechtliche Regelungen 

§12 Reise- und umzugskostenrechtliche Sonderregelungen 

§13 (weggefallen) 

Abschnitt 4 

Versorgungs- und beihilferechtliche Regelungen 

§14 Grundsätze 
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§ 15 Postbeamtenversorgungskasse 

§ 16 Finanzierung der Postbeamtenversorgungskasse 

§ 17 Weiterbeschäftigte Beamte 

§ 1 8 Ausgleichszahlung bei Anspruch auf Altersgeld, Nachversicherang 

Abschnitt 5 
(weggefallen) 

§ 19 (weggefallen) 

Abschnitt 6 
Rechtsaufsicht 

§ 20 Rechtsaufsicht 

Abschnitt 7 
(weggefallen) 

§ 21 (weggefallen) 

§ 22 (weggefallen) 

§ 23 (weggefallen) 

Abschnitt 8 

Betriebliche Interessenvertretungen 

§ 24 Anwendung des Betriebsverfassungsgesetzes 

§ 25 (weggefallen) 

§ 26 Wahlen, Ersatzmitglieder 

§ 27 (weggefallen) 

§ 28 Beteiligung des Betriebsrats in Angelegenheiten der Beamten 

§ 29 Verfahren 

§ 30 Besetzung der Einigungsstelle 

§ 3 1 Beteiligung des Betriebsrats und der Schwerbehindertenvertretung bei Entscheidungen des Bundes- 
ministeriums der Finanzen 

§ 32 Gesamtbetriebsrat 

§ 33 Konzembetriebsrat 

§ 34 Änderung der Wahlordnungen 

§ 35 Gesetzesvorrang 

§ 36 Sprecherausschuss 

§ 37 Schwerbehindertenvertretung 

Abschnitt 9 

Rechtsverhältnisse der Postnachfolgeuntemehmen 

§ 38 Postnachfolgeuntemehmen 

§ 39 Umwandlung und Auflösung“. 

2. Die Abschnitte des Gesetzes erhalten jeweils die Bezeichnung und Überschrift, die sich aus der Inhaltsüber- 
sicht ergibt. 
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3. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „Aktiengesellschaften“ durch das Wort „Postnachfolgeuntemehmen 
(§ 38)“ ersetzt, 
bb) Satz 2 wird aufgehoben, 
cc) Folgender Satz wird angefiügt: 

„Im Rahmen seiner Zuständigkeit vertritt der Vorstand des jeweiligen Postnachfolgeuntemehmens 
die Bundesrepublik Deutschland gerichtlich und außergerichtlich.“ 

b) In Absatz 3 werden die Wörter „der Aktiengesellschaft“ durch die Wörter „des Postnachfolgeuntemeh- 
mens“ ersetzt. 

c) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „der Aktiengesellschaft“ durch die Wörter „des Postnachfolgeunter- 
nehmens“ ersetzt. 

bb) In Satz 3 werden die Wörter „der jeweiligen Aktiengesellschaft“ durch die Wörter „des jeweiligen 
Postnachfolgeuntemehmens“ ersetzt. 

d) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „der Aktiengesellschaft“ durch die Wörter „des Postnachfolgeunter- 
nehmens“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „der jeweiligen Aktiengesellschaft“ durch die Wörter „des jeweiligen 
Postnachfolgeuntemehmens“ ersetzt. 

4. § 2 wird wie folgt gefasst: 

„§2 

Rechtsverhältnisse der Beamten, Zahlungs- und Kostentragungspflicht 

( 1 ) Die Beamten werden bei dem Postnachfolgeuntemehmen beschäftigt, 

1. bei dem sie am . . . [einsetzen: Tag der Verkündung dieses Gesetzes] beschäftigt sind oder 

2. dem sie nach dem ... [einsetzen: Tag der Verkündung dieses Gesetzes] durch eine Rechtsverordnung 
nach § 38 Absatz 2 Satz 4 oder durch eine Einzelentscheidung zugeordnet werden. 

(2) Die bei den Postnachfolgeuntemehmen beschäftigten Beamten sind Bundesbeamte. Auf sie sind 
die für Beamte des Bundes geltenden Vorschriften anzuwenden, soweit nicht gesetzlich etwas anderes be- 
stimmt ist. Ihre Ansprüche gegenüber dem Dienstherm richten sich gegen die Bundesrepublik Deutschland. 

(3) Die Zahlungs- und Kostentragungspflichten für vermögensrechtliche Ansprüche obliegen dem 
Postnachfolgeuntemehmen, bei dem die Beamten beschäftigt sind. Werden diese Pflichten nicht erfüllt und 
wird die Bundesrepublik Deutschland durch einen Beamten auf Zahlung in Ansprach genommen, so hat das 
Postnachfolgeuntemehmen der Bundesrepublik Deutschland die von ihr geleisteten Zahlungen zu erstatten.“ 

5. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 1 wie folgt gefasst: 

„Das Bundesministerium der Finanzen bestimmt nach Anhörung oder auf Vorschlag des Vor- 
stands durch allgemeine Anordnung, welche Organisationseinheiten unterhalb des Vorstands die 
Befugnisse einer Dienstbehörde wahmehmen und welche Stelleninhaber die Befugnisse eines 
Dienstvorgesetzten wahmehmen.“ 

bb) In Satz 3 werden die Wörter „der Aktiengesellschaft“ durch die Wörter „des Postnachfolgeunter- 
nehmens“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz I und 2 wird jeweils das Wort „Aktiengesellschaften“ durch das Wort „Postnachfol- 
geuntemehmen“ ersetzt. 
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c) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) ln dem Satzteil vor Nummer 1 werden nach dem Wort „Dienstleistungen“ die Wörter „der Akti- 
engesellschaft“ durch die Wörter „des Postnachfolgeuntemehmens“ und nach dem Wort „bei“ die 
Wörter „der Aktiengesellschaft“ durch die Wörter „dem Postnachfolgeuntemehmen“ ersetzt. 

bb) ln Nummer 2 wird das Wort „und“ durch ein Komma ersetzt, 
cc) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 3 eingefugt: 

„3. die überjährige Ansparung von Arbeitszeitguthaben auf personenbezogenen Lebensarbeits- 
zeitkonten, die Verwendung der Guthaben für flexible Freistellungsphasen und die finanzielle 
Abgeltung der Guthaben zu regeln sowie“, 
dd) Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 4. 

d) ln Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „(Laufbahn-, Ausbildungs- und Prüfungsordnungen)“ gestrichen. 

e) ln Absatz 5 wird jeweils das Wort „Aktiengesellschaften“ durch das Wort „Postnachfolgeuntemehmen“ 
ersetzt. 

f) Absatz 6 wird aufgehoben. 

g) Absatz 7 wird Absatz 6 und die Wörter „der Aktiengesellschaft“ werden durch die Wörter „des Post- 
nachfolgeuntemehmens“ ersetzt. 

h) Die Absätze 8 und 9 werden die Absätze 7 und 8 und das Wort „Aktiengesellschaften“ wird jeweils 
durch das Wort „Postnachfolgeuntemehmen“ ersetzt. 

i) Folgender Absatz 9 wird angefügt: 

„(9) Die bei den Postnachfolgeuntemehmen beschäftigten Beamten können ohne Einhaltung des 
Dienstwegs Eingaben an das Bundesministerium der Finanzen richten.“ 

6. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird Absatz 2 und wie folgt gefasst: 

„(2) Beamten, die bei einem Postnachfolgeuntemehmen beschäftigt sind, kann auf Antrag Sonder- 
urlaub unter Wegfall der Besoldung gewährt werden 

1. zur Wahrnehmung einer bemflichen Tätigkeit bei einem Postnachfolgeuntemehmen oder bei ei- 
nem Unternehmen nach Absatz 4 Satz 2 oder 

2. zur Aufnahme eines sonstigen privatrechtlichen Beschäftigungsverhältnisses, wenn eine dem Amt 
angemessene Verwendung bei dem Postnachfolgeuntemehmen oder bei einem Unternehmen nach 
Absatz 4 Satz 2 nicht möglich oder aus betrieblichen Gründen nicht zweckmäßig ist. 

Die Beurlaubung dient dienstlichen Interessen. Sie steht einer Beförderang im Rahmen einer regelmä- 
ßigen Laufbahnentwicklung nicht entgegen. Die Zeit der Beurlaubung ist mhegehaltfahig; in den Fällen 
des Satzes 1 Nummer 1 kann auf die Erhebung eines Versorgungszuschlags verzichtet werden. Die 
Beurlaubung ist zu befristen. Verlängemngen sind zulässig. Die Beurlaubung kann in entsprechender 
Anwendung des § 15 der Sondemrlaubsverordnung widermfen werden. Beurlaubungen aus anderen 
Gründen bleiben unberührt.“ 

b) Absatz 3a wird Absatz 3 und wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 3 wird das Wort „drei“ durch das Wort „fünf ‘ ersetzt, 
bb) ln Satz 4 wird das Wort „zwei“ durch das Wort „drei“ ersetzt. 

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 werden die Wörter „die Aktiengesellschaft, bei der“ durch die Wörter „das Postnachfol- 
geuntemehmen, bei dem“ ersetzt, 
bb) Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aaa) ln Nummer 1 werden die Wörter „der Aktiengesellschaft“ durch die Wörter „dem Post- 
nachfolgeuntemehmen“ ersetzt. 

bbb) ln Nummer 3 werden die Wörter „der Aktiengesellschaft“ durch die Wörter „des Post- 
nachfolgeuntemehmens“ ersetzt. 



Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


-9- 


Drucksache 18/3512 


cc) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt: 

„Unter den in § 6 genannten Voraussetzungen kann dem Beamten vorübergehend auch eine Tä- 
tigkeit zugewiesen werden, deren Wertigkeit einem Amt mit geringerem Endgrundgehalt ent- 
spricht.“ 

d) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Die Beamten können nach den allgemeinen beamtenrechtlichen Vorschriften zu einem ande- 
ren Postnachfolgeuntemehmen oder zu einer Dienststelle der öffentlichen Verwaltung abgeordnet oder 
versetzt werden.“ 

7. § 6 wird wie folgt gefasst: 

„§6 

Verwendung auf einem Arbeitsposten mit geringerer Wertigkeit 

Ein Beamter kann unter Belassung seiner Amtsbezeichnung und unter Fortzahlung der Dienstbezüge 
vorübergehend auf einem Arbeitsposten verwendet werden, dessen Wertigkeit einem Amt mit geringerem 
Endgrandgehalt entspricht, wenn betriebliche Gründe es erfordern und die Tätigkeit auf Grand der Vorbil- 
dung oder Berufsausbildung zumutbar ist. Die Verwendung steht einer Beförderung im Rahmen einer regel- 
mäßigen Laufbahnentwicklung nicht entgegen. Wenn die Verwendung länger als zwei Jahre dauert, bedarf 
sie der Zustimmung des Beamten.“ 

8. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 3 werden die Wörter „einer Aktiengesellschaft“ durch die Wörter „einem Postnachfolgeun- 
temehmen“ ersetzt. 

b) ln Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „zu den Besoldungsordnungen A und B des Bundesbesoldungs- 
gesetzes“ durch die Wörter „der Anlage 1 zum Bundesbesoldungsgesetz“ und die Wörter „der Aktien- 
gesellschaft“ durch die Wörter „des Postnachfolgeuntemehmens“ ersetzt. 

c) ln Absatz 6 wird die Angabe „§ 4 Abs. 3a“ durch die Angabe „§ 4 Absatz 3“ ersetzt. 

9. § 14 wird wie folgt gefasst: 

„§ 14 

Grundsätze 

(1) § 2 Absatz 2 und 3 gilt entsprechend für: 

1. Ruhestandsbeamte, Versorgungsempfänger und frühere Beamte 

a) des ehemaligen Sondervermögens Deutsche Bundespost, 

b) des ehemaligen Teilsondervermögens Deutsche Bundespost POSTDIENST, 

c) des ehemaligen Teilsondervermögens Deutsche Bundespost POSTBANK und 

d) des ehemaligen Teilsondervermögens Deutsche Bundespost TELEKOM, 

2. Beschäftigte der Postnachfolgeuntemehmen, denen aus einem Beamtenverhältnis Ansprüche auf Ver- 
sorgung zustehen, und 

3. Hinterbliebene der in den Nummern 1 und 2 genannten Personen. 

(2) Zur Finanzierung der Ansprüche der in Absatz 1 genannten Personen auf beamtenrechtliche Ver- 
sorgung sowie Beihilfe in Krankheits-, Pflege- und Geburtsfällen leisten die Postnachfolgeuntemehmen nach 
Maßgabe des § 16 Beiträge an die Postbeamtenversorgungskasse. 

(3) Unbeschadet des Absatzes 1 übernimmt die Bundesrepublik Deutschland die Gewährshaftung für 
1. die Versorgungsansprüche, die sich ergeben aus den Amtsverhältnissen nach § 19 Absatz 1 in der bis 

zum ... [einsetzen: Tag der Verkündung dieses Gesetzes] geltenden Fassung sowie aus den nach § 19 
Absatz 2 Satz 1 in der bis zum . . . [einsetzen: Tag der Verkündung dieses Gesetzes] geltenden Fassung 
sinngemäß weitergeltenden Verträgen, 
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2. die beamtenrechtlich ausgestalteten Versorgungsansprüche, die sich aus Verträgen nach § 19 Absatz 3 
in der bis zum . . . [einsetzen: Tag der Verkündung dieses Gesetzes] geltenden Fassung ergeben, und 

3. die vor dem 1. Januar 1995 aus dem Tarifvertrag für die Postbetriebsärzte entstandenen Versorgungs- 
ansprüche. 

Vertragsverlängerungen durch die Postnachfolgeuntemehmen bleiben hierbei unberücksichtigt.“ 

10. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „ehemalige Beamte des Sondervermögens Deutsche Bundespost, 
des Teilsondervermögens Deutsche Bundespost POSTDIENST, des Teilsondervermögens Deutsche 
Bundespost POSTBANK und des Teilsondervermögens Deutsche Bundespost TELEKOM sowie Be- 
schäftigte der Aktiengesellschaften“ durch die Wörter „frühere Beamte des ehemaligen Sondervermö- 
gens Deutsche Bundespost, des ehemaligen Teilsondervermögens Deutsche Bundespost POST- 
DIENST, des ehemaligen Teilsondervermögens Deutsche Bundespost POSTBANK und des ehemali- 
gen Teilsondervermögens Deutsche Bundespost TELEKOM sowie Beschäftigte der Postnachfolgeun- 
temehmen“ ersetzt. 

b) ln Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „Zuwendungen“ durch das Wort „Beiträge“ ersetzt. 

11. § 1 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 wird das Wort „Aktiengesellschaften“ durch das Wort „Postnachfolgeuntemehmen“ und 
die Angabe „v. H.“ durch die Wörter „vom Hundert“ ersetzt, 
bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Für die Berechnung der Beiträge nach Satz 1 ist § 78 des Bundesbesoldungsgesetzes nicht anzu- 
wenden.“ 

cc) ln den Sätzen 6 und 7 wird jeweils das Wort „Aktiengesellschaften“ durch das Wort „Postnach- 
folgeuntemehmen“ und in Satz 7 werden die Wörter „nächsten Jahres“ durch die Wörter „Jahres 
der Schlussabrechnung“ ersetzt. 

dd) ln Satz 8 wird das Wort „Zuwendungen“ durch das Wort „Beiträgen“ ersetzt. 

b) ln Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 und Satz 2 wird jeweils das Wort „Aktiengesellschaften“ durch das Wort 
„Postnachfolgeuntemehmen“ ersetzt. 

c) Absatz 6 wird Absatz 5 und das Wort „Aktiengesellschaften“ wird durch das Wort „Postnachfolgeun- 
temehmen“ ersetzt. 

12. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 werden die Wörter „einer Aktiengesellschaft“ durch die Wörter „einem Postnachfolgeun- 
temehmen“ ersetzt. 

b) ln Absatz 2 werden die Wörter „einer Aktiengesellschaft“ durch die Wörter „einem Postnachfolgeun- 
temehmen“ und die Wörter „einer oder mehreren Aktiengesellschaften“ durch die Wörter „einem oder 
mehreren Postnachfolgeuntemehmen“ ersetzt. 

c) Folgender Absatz 3 wird angefiügt: 

„(3) Absatz 2 gilt entsprechend für Beschäftigungen nach der Beendigung eines öffentlich-recht- 
lichen Amtsverhältnisses oder eines außertariflichen Angestelltenverhältnisses nach § 47 Absatz 2 des 
Postverfassungsgesetzes.“ 

13. § 1 8 wird wie folgt gefasst: 


„§18 

Ausgleichszahlung bei Anspmch auf Altersgeld, 

N achversichemng 

(1) Für einen Beamten mit Anspmch auf Altersgeld nach dem Altersgeldgesetz leistet das Postnach- 
folgeuntemehmen, bei dem der Beamte zuletzt beschäftigt war, an die Postbeamtenversorgungskasse eine 
Zahlung in Höhe des Beitrags, der nach dem Sechsten Buch Sozialgesetzbuch bei einer Nachversichemng 
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in der gesetzlichen Rentenversicherung an den Träger der Rentenversicherung zu leisten gewesen wäre. Die 
Zahlung ist drei Monate nach der Entlassung des Beamten fällig. 

(2) Ein Beamter, der ohne Anspruch auf Altersgeld aus dem Beamtenverhältnis ausscheidet, wird 
durch das Postnachfolgeuntemehmen, bei dem er zuletzt beschäftigt war, nach dem Sechsten Buch Sozial- 
gesetzbuch nachversichert. Dies gilt auch bei einem dauerhaften Wechsel in ein Arbeitsverhältnis bei dem 
Postnachfolgeuntemehmen oder in dessen Vorstand.“ 

14. § 18a und Abschnitt 5 werden aufgehoben. 

15. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 werden jeweils die Wörter „der Aktiengesellschaft“ durch die Wörter „des Postnachfol- 
geuntemehmens“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 werden die Wörter „der Aktiengesellschaft“ durch die Wörter „des Postnachfolgeunter- 
nehmens“ ersetzt. 

bb) ln den Sätzen 1 und 2 werden jeweils die Wörter „die Aktiengesellschaft“ durch die Wörter „das 
Postnachfolgeuntemehmen“ ersetzt. 

cc) ln Satz 3 werden die Wörter „der Aktiengesellschaft“ durch die Wörter „dem Postnachfolgeunter- 
nehmen“ ersetzt. 

c) ln Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe „19“ durch die Angabe „18“ ersetzt. 

16. Abschnitt 7 wird aufgehoben. 

17. § 25 wird aufgehoben. 

18. ln § 28 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „Maßnahmen der Aktiengesellschaft“ durch die Wörter „Maß- 
nahmen des Postnachfolgeuntemehmens“ und die Wörter „bei der Aktiengesellschaft“ durch die Wörter „bei 
dem Postnachfolgeuntemehmen“ ersetzt. 

19. ln § 3 1 Satz 1 wird die Angabe „Abs. 7 und 9“ durch die Wörter „Absatz 6 und 8“ und das Wort „Aktienge- 
sellschaften“ durch das Wort „Postnachfolgeuntemehmen“ ersetzt. 

20. ln § 36 Absatz 3 werden die Wörter „Ersten Wahlordnung zum Sprecherausschußgesetz“ durch die Wörter 
„Wahlordnung zum Sprecherausschussgesetz vom 28. September 1989 (BGBl. 1 S. 1798)“ ersetzt. 

2 1 . Folgender Abschnitt 9 wird angefügt: 


„Abschnitt 9 

Rechtsverhältnisse der Postnachfolgeuntemehmen 


§38 

Postnachfolgeuntemehmen 

(1) Postnachfolgeuntemehmen sind 

1 . die in § 1 Absatz 2 des Postumwandlungsgesetzes genannten inländischen Unternehmen und 

2. die durch eine Rechtsverordnung nach Absatz 2 als Postnachfolgeuntemehmen bestimmten Unterneh- 
men. 

(2) Die Bundesregiemng wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, Unternehmen als Postnachfolgeuntemehmen zu bestimmen, soweit dies zur Wahmng 
der Rechtsstellung der Beamten, insbesondere zur Sicherstellung einer ihrem Amt angemessenen Beschäfti- 
gung, geboten ist. Es dürfen nur Unternehmen mit Sitz im Inland bestimmt werden, die in einem rechtlichen 
oder wirtschaftlichen Nachfolgeverhältnis zum ehemaligen Sondervermögen Deutsche Bundespost stehen. 
Die vertretungsberechtigten Organe der betroffenen Unternehmen sind vor dem Erlass der Rechtsverordnung 
anzuhören, ln der Rechtsverordnung ist zu regeln, welche Beamten bei welchem Postnachfolgeuntemehmen 
beschäftigt werden. 
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§39 

Umwandlung und Auflösung 

(1) Bei der Entscheidung über die Umwandlung eines Postnachfolgeuntemehmens durch Verschmel- 
zung, Spaltung (§ 123 des Umwandlungsgesetzes) oder Vermögensübertragung haben die Mitglieder des 
Vorstands und des Aufsichtsrats des Postnachfolgeuntemehmens zu berücksichtigen: 

1 . die Belange der bei dem Postnachfolgeuntemehmen beschäftigten Beamten und 

2. das Interesse des Dienstherm Bundesrepublik Deutschland an der weiteren Erfüllung der Verpflichtun- 
gen des Postnachfolgeuntemehmens nach diesem Gesetz, dem Bundesanstalt-Post-Gesetz, dem Post- 
sozialversichemngsorganisationsgesetz, dem Gesetz zur Errichtung einer Museumsstiftung Post und 
Telekommunikation und den allgemeinen beamtenrechtlichen Vorschriften. 

Die geplante Umwandlung ist dem Bundesministerium der Finanzen durch den Vorstand spätestens drei 
Monate vor der Anteilsinhaberversammlung, in der über die Umwandlung beschlossen werden soll, schrift- 
lich anzuzeigen. Soweit die Maßnahme Auswirkungen auf die Weiterbeschäftigung der Beamten haben 
kann, steht dem Bundesministerium der Finanzen ein Recht auf uneingeschränkte Information durch den 
Vorstand und den Aufsichtsrat zu. 

(2) Soweit es nicht ausgeschlossen erscheint, dass nach der Umwandlung die Erfüllung der gegenwär- 
tigen und zukünftigen Zahlungs- und Kostentragungspflichten des Postnachfolgeuntemehmens nach den in 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 genannten Vorschriften gefährdet ist, ordnet das Bundesministerium der Finanzen 
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium des Innern und dem Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie an, dass das Postnachfolgeuntemehmen der Bundesrepublik Deutschland für die Erfüllung Sicher- 
heit zu leisten hat, und bestimmt Art und Höhe der Sicherheit. Widersprach und Anfechtungsklage gegen 
die Entscheidung nach Satz 1 haben keine aufschiebende Wirkung. 

(3) Die Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats des Postnachfolgeuntemehmens sind der Bun- 
desrepublik Deutschland als Gesamtschuldner zum Ersatz des Schadens verpflichtet, den diese erleidet, 
wenn nach einer Umwandlung die gegenwärtigen und zukünftigen Zahlungs- und Kostentragungspflichten 
des Postnachfolgeuntemehmens nach den in Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 genannten Vorschriften nicht erfüllt 
werden. Ein Mitglied des Vorstands oder des Aufsichtsrats ist von der Ersatzpflicht befreit, wenn 

1 . es seine Pflichten nach Absatz 1 beachtet hat, 

2. die nach Absatz 2 festgesetzte Sicherheit geleistet worden ist oder 

3. die Zahlungs- und Kostentragungspflichten auch ohne die Umwandlung nicht hätten erfüllt worden 
können. 

Der Schadensersatzansprach verjährt in zehn Jahren. Die Verjährungsfrist beginnt mit dem Schluss des Jah- 
res, in dem die Umwandlung wirksam wird. Die §§ 203 bis 217, 249 Absatz 1 sowie die §§ 251 und 252 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs gelten entsprechend. 

(4) Für diese Ansprüche sowie für alle Ansprüche der Bundesrepublik Deutschland und der Bundes- 
anstalt für Post und Telekommunikation Deutsche Bundespost nach den in Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 ge- 
nannten Vorschriften gilt das Postnachfolgeuntemehmen als unverändert fortbestehend. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend, wenn ein Postnachfolgeuntemehmen infolge einer Be- 
stimmung der Satzung oder des Gesellschaftsvertrags oder durch Beschluss der Anteilsinhaber aufgelöst 
wird.“ 

22. ln § 5 Absatz 4 und § 24 Absatz 3 Satz 3 werden jeweils die Wörter „die Aktiengesellschaft“ durch die 
Wörter „das Postnachfolgeuntemehmen“ ersetzt. 

23. ln § 7 Absatz 1 sowie in § 33 Absatz 1 Nummer 1, 2 und Absatz 2 werden jeweils die Wörter „der Aktien- 
gesellschaft“ durch die Wörter „des Postnachfolgeuntemehmens“ ersetzt. 

24. ln § 7 Absatz 2 sowie in § 11 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 werden jeweils die Wörter „der Aktiengesell- 
schaft“ durch die Wörter „dem Postnachfolgeuntemehmen“ ersetzt. 

25. ln § 8 Satz 1, § 9 Absatz 2, § 12 Satz 1 und 2, § 24 Absatz 1, 2 Satz 1, § 26 Nummer 1 sowie in § 36 Absatz 1 
wird jeweils das Wort „Aktiengesellschaften“ durch das Wort „Postnachfolgeuntemehmen“ ersetzt. 
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26. ln § 9 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „Die Aktiengesellschaft“ durch die Wörter „Das Postnachfolge- 
untemehmen“ ersetzt. 


Artikel 2 

Weitere Änderung des Postpersonalrechtsgesetzes 

ln § 39 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Postpersonalrechtsgesetzes vom 14. September 1994 (BGBl. 1 S. 2325, 
2353), das zuletzt durch Artikel 1 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird das Wort „Postsozialversicherungs- 
organisationsgesetz“ durch die Wörter „Gesetz zur Errichtung der Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post- 
Logistik Telekommunikation“ ersetzt. 


Artikel 3 

Änderung des Bundesanstalt Post-Gesetzes 

Das Bundesanstalt Post-Gesetz vom 14. September 1994 (BGBl. 1 S. 2325), das zuletzt durch Artikel 16 
Absatz 8 des Gesetzes vom 19. Oktober 2013 (BGBl. 1 S. 3836) geändert worden ist, wird wie folgt geändert; 

1 . Die Kurzbezeichnung „Bundesanstalt Post-Gesetz“ wird durch die Kurzbezeichnung „Bundesanstalt-Post- 
Gesetz“ ersetzt. 

2. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt gefasst: 


, , Inhaltsüb ersieht 

Abschnitt 1 
Errichtung 

§ 1 Errichtung, Rechtsform, Sitz 

§ 2 Aufsicht 

Abschnitt 2 
Aufgaben 

§ 3 Aufgaben 

Abschnitt 3 
Organisation 

§ 4 Leitung 

§ 5 Verwaltungsrat 

§ 6 Einsprach gegen Beschlüsse des Verwaltungsrats 

§ 7 Genehmigungen 

§ 8 Satzung 

Abschnitt 4 

Postbeamtenversorgungskasse 

§ 9 Grundsätze 

§10 Wirtschaftsführung, Rechnungslegung 
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§11 Rechtsnachfolge des Bundes-Pensions-Service für Post und Telekommunikation e. V. 

§ 12 Überleitung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des Bundes-Pensions-Service für Post und 
Telekommunikation e. V. 

§13 Überleitung der Beamtinnen und Beamten 

Abschnitt 5 

Dienstrechtliche Aufgaben 

§14 Prüfüngen bei Disziplinarverfahren, Entlassungen und Zurruhesetzungen 

§ 1 5 Ausübung der dienstrechtlichen Befügnisse bei V ersorgungsempfangerinnen und V ersorgungsemp- 

fangem aus dem Bereich der früheren Deutschen Bundespost 
§16 Beihilfebearbeitung 

§ 1 7 Ausübung der dienstrechtlichen Befugnisse bei der Auflösung oder der Sitzverlegung von Postnach- 

folgeuntemehmen 

§ 1 8 (weggefallen) 

Abschnitt 6 
Wirtschaftsführang 

§19 Finanzierang 
§ 20 Wirtschaftsplan 

§ 2 1 Rechnungslegung 

§ 22 Prüfüng und Entlastung der Präsidentin oder des Präsidenten 

Abschnitt 7 
Personal 

§ 23 Beamtinnen und Beamte, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
§ 24 Überleitungsmaßnahmen für das Personal 

§ 25 Vorübergehende geringerwertige Verwendung 

Abschnitt 8 
Soziale Aufgaben 

§ 26 Betriebliche Sozialeinrichtungen 


Unterabschnitt 1 

Verwaltung der Postbeamtenkrankenkasse 

§ 26a Organe 

§ 26b Vorstand, Verwaltungsrat 
§ 26c Satzung 
§ 26d Aufgaben 


Unterabschnitt 2 

Wirtschaftsführung der Postbeamtenkrankenkasse 

§ 26e Wirtschaftsplan 
§ 26f Grundsätze der Beitragsgestaltung 
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§ 26g Beiträge in der Grundversicherung 
§ 26h Ausgleichsfonds 
§ 26i Sonstige Einnahmen 

§ 26j Freistellung der Bundesrepublik Deutschland 
§ 26k Verteilung des Verwaltungsaufwands, Verordnungsermächtigung 
§ 261 Beihilfebearbeitung für andere Stellen 

Unterabschnitt 3 
W ohnungsfürsorge 

§ 27 Wohnungsfursorge 

Abschnitt 9 
Übergangsregelungen 

§ 28 Übergangsregelung im Sozialwesen 
§ 29 Vermögensübergang 
Anlage (zu § 8 Satz 1)“. 

3. Die Abschnitte, Unterabschnitte und Paragrafen des Gesetzes erhalten jeweils die Bezeichnung und Über- 
schrift, die sich aus der Inhaltsübersicht ergibt. 

4. ln § 1 Absatz 1 werden die Wörter „Aktiengesellschaften (Aktiengesellschaften)“ durch die Wörter „privaten 
Unternehmen (Postnachfolgeuntemehmen)“ ersetzt. 

5. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst: 

„(1) Die Bundesanstalt hat die Aufgaben nach den Abschnitten 4, 5, 7 und 8. 

(2) Postnachfolgeuntemehmen im Sinne dieses Gesetzes sind die Postnachfolgeuntemehmen im 
Sinne des § 38 Absatz 1 des Postpersonalrechtsgesetzes.“ 

b) ln Absatz 3 wird das Wort „Aktiengesellschaften“ durch das Wort „Postnachfolgeuntemehmen“ und 
das Wort „fhiheren“ durch das Wort „ehemaligen“ ersetzt. 

c) ln Absatz 4 wird das Wort „Unternehmen“ durch das Wort „Postnachfolgeuntemehmen“ ersetzt. 

6. Dem § 4 Absatz 5 wird folgender Satz angefügt: 

„Oberste Dienstbehörde der Präsidentin oder des Präsidenten ist das Bundesministerium der Finanzen.“ 

7. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 2 wird das Wort „neun“ gestrichen, 
bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Dies sind: 

1 . eine V ertreterin oder ein V ertreter j edes Postnachfolgeuntemehmens, 

2. eine Vertreterin oder ein Vertreter des Personals jedes Postnachfolgeuntemehmens auf Vor- 
schlag der Arbeitnehmerseite und 

3. vom Bundesministerium der Finanzen benannte Personen, die zusammen so viele Stimmen 
haben, wie die Vertreterinnen und Vertreter nach den Nummern 1 und 2 zusammen.“ 

b) ln Absatz 2 werden nach dem Wort „Verwaltungsrats“ ein Komma und die Wörter „die Verteilung der 
Stimmen auf die Mitglieder des Verwaltungsrats“ eingefügt. 

8. § 8 wird wie folgt geändert. 

a) ln Satz 2 wird nach der Angabe „Abs. 4“ die Angabe „Satz 1“ eingefügt. 
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b) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Die Satzung ist an Änderungen dieses Gesetzes anzupassen.“ 

9. § 10 wird wie folgt gefasst: 

„§ 10 

Wirtschaftsführung, Rechnungslegung 

(1) Die Präsidentin oder der Präsident stellt für jedes Geschäftsjahr einen Wirtschaftsplan für die Post- 
beamtenversorgungskasse auf Dieser ist Teil des Wirtschaftsplans der Bundesanstalt (§ 20). 

(2) Die Bundesanstalt stellt für die Postbeamtenversorgungskasse zum Schluss eines jeden Geschäfts- 
jahres eine Haushaltsrechnung nach den Grundsätzen der Bundeshaushaltsordnung sowie eine Vermögens- 
rechnung (Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung nach den für große Kapitalgesellschaften geltenden 
Vorschriften des Handelsgesetzbuchs) auf. Sie sind der Haushaltsrechnung des Bundes als Anhang beizufü- 
gen. 

(3) Die Präsidentin oder der Präsident stellt für die Posfbeamtenversorgungskasse einen Jahresab- 
schluss und einen Lagebericht auf. Die §§21 und 22 gellen mit der Maßgabe entsprechend, dass die Entlas- 
tung der Präsidentin oder des Präsidenten erst nach der Entlastung der Bundesregierung (Artikel 114 Ab- 
salz 1 des Grundgeselzes) erfolgen darf“ 

10. Dem § 15 wird folgender § 14 vorangeslellt: 


„§ 14 

Prüfungen 

bei Disziplinarverfahren, Entlassungen und Zurruhesetzungen 

In Disziplinarverfahren, bei Entlassungen und Zurruhesetzungen sowie bei Herabsetzungen der Ar- 
beitszeit wegen begrenzter Dienstfähigkeit nimmt die Bundesanstalt die ihr in § 1 Absatz 5 und 6 des Post- 
personalrechtsgesetzes übertragenen Aufgaben wahr.“ 

11. Die §§ 15 bis 17 werden wie folgt gefasst: 


„§15 

Ausübung der dienstrechtlichen Befugnisse 
bei Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfängem 
aus dem Bereich der früheren Deutschen Bundespost 
(1) Die Bundesanstalt nimmt die dem Dienstherm Bund obliegenden Aufgaben und Befugnisse ge- 
genüber folgenden Personen wahr: 

1 . Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten sowie V ersorgungsempfängerinnen und V ersorgungs- 
empfangem 

a) des ehemaligen Sondervermögens Deutsche Bundespost, 

b) des ehemaligen Teilsondervermögens Deutsche Bundespost POSTDIENST, 

c) des ehemaligen Teilsondervermögens Deulsche Bundespost POSTBANK und 

d) des ehemaligen Teilsondervermögens Deutsche Bundespost TELEKOM, 

2. Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten sowie Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs- 
empfängem, die zulelzl bei einem Postnachfolgeuntemehmen beschäftigt waren, 

3 . früheren Beschäftigten und Vorstandsmitgliedern der in den Nummern 1 und 2 genannten Unternehmen 
und Sondervermögen, denen aus einem öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis, einem nach § 47 Ab- 
satz 2 des Postverfassungsgesetzes geschlossenen Vertrag oder auf Gmnd des Dienstrechtlichen Kriegs- 
folgen-Abschlussgesetzes Ansprüche auf beamtenrechtlich ausgestaltete Versorgung zustehen, 

4. früheren Beamtinnen und Beamten, die zuletzt bei einem Postnachfolgeuntemehmen beschäftigt waren 
und denen Altersgeld gewährt wird, und 



Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


- 17- 


Drucksache 18/3512 


5. Hinterbliebenen der in den Nummern 1 bis 4 genannten Personen. 

Im Rahmen der Zuständigkeit nach Satz 1 vertritt die Präsidentin der Bundesanstalt oder der Präsident der 
Bundesanstalt die Bundesrepublik Deutschland gerichtlich und außergerichtlich. 

(2) Die Präsidentin oder der Präsident nimmt die Befugnisse der obersten Dienstbehörde und die Be- 
fugnisse der Dienstvorgesetzten oder des Dienstvorgesetzten wahr. Sie oder er nimmt darüber hinaus die 
Befugnisse der obersten Dienstbehörde nach § 49 Absatz 1 des Beamtenversorgungsgesetzes für die bei den 
Postnachfolgeuntemehmen beschäftigten Beamtinnen und Beamten sowie die sich aus § 2 Absatz 1 Num- 
mer 5 des Dienstrechtlichen Kriegsfolgen- Abschlussgesetzes und aus § 10 des Altersgeldgesetzes ergeben- 
den Zuständigkeiten in Versorgungs- und Altersgeldangelegenheiten wahr. 

(3) Das Bundesministerium der Finanzen kann sich in Angelegenheiten nach Absatz 2 die Entschei- 
dung Vorbehalten oder die Entscheidung von seiner Zustimmung abhängig machen; auch kann es verbindli- 
che Grandsätze für die Entscheidung aufstellen. 


§ 16 

Beihilfebearbeitung 

(1) Der Bundesanstalt werden folgende Aufgaben und Befugnisse in Bezug auf die bei den Postnach- 
folgeuntemehmen beschäftigten Beamtinnen und Beamten übertragen: 

1. die Berechnung, Festsetzung, Auszahlung und Rückforderung der Beihilfe in Krankheits-, Pflege- und 
Geburtsfällen sowie der Erlass von Widerspruchs-, Rücknahme- und Widerrafsbescheiden in Beihilfe- 
angelegenheiten, 

2. die Führung der Beihilfeakten, 

3. die Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen nach § 76 des Bundesbeamtengesetzes, soweit 
diese Beihilfeleistungen betreffen, sowie 

4. die gerichtliche Vertretung der Bundesrepublik Deutschland in Verfahren nach den Nummern 1 bis 3. 
Die Bundesanstalt nimmt insoweit die Befugnisse der obersten Dienstbehörde wahr. § 15 Absatz 1 Satz 2 
und Absatz 3 gilt entsprechend. Die Postnachfolgeuntemehmen haben die Bundesanstalt bei der Durchfüh- 
rung der Aufgaben zu unterstützen. Die geleisteten Beihilfeausgaben sind der Bundesanstalt durch das Post- 
nachfolgeuntemehmen, bei der die Beamtin oder der Beamte beschäftigt ist, zu erstatten. 

(2) Die Bundesanstalt bedient sich bei der Bearbeitung der Beihilfe der Postbeamtenkrankenkasse. 
Dies gilt auch für die Bearbeitung der Beihilfe in den Fällen des § 15 sowie für die Bearbeitung der Beihilfe 
für die eigenen Beamtinnen und Beamten der Bundesanstalt. 


§ 17 

Ausübung der dienstrechtlichen Befugnisse 
bei der Auflösung von Postnachfolgeuntemehmen 

(1) Wird ein Postnachfolgeuntemehmen aufgelöst oder erlischt es kraft Gesetzes, so tritt die Bundes- 
anstalt an die Stelle dieses Postnachfolgeuntemehmens hinsichtlich der Beamtinnen und Beamten, die bei 
ihm beschäftigt sind. Die Beamtenverhältnisse werden mit dem Bund fortgesetzt. Die im Zeitpunkt des Über- 
tritts bestehenden Beurlaubungen, Zuweisungen von Tätigkeiten und Abordnungen können aufgehoben oder 
widerrufen werden. 

(2) Die Bundesanstalt wird ermächtigt, die dem Dienstherm Bund obliegenden Aufgaben und Befug- 
nisse gegenüber den in Absatz 1 bezeichneten Beamtinnen und Beamten wahrzunehmen. Die Präsidentin 
oder der Präsident nimmt die Befugnisse der obersten Dienstbehörde und die Befugnisse der Dienstvorge- 
setzten oder des Dienstvorgesetzten wahr. § 15 Absatz 3 gilt entsprechend. Für die Anwendung des Bundes- 
personalvertretungsgesetzes, des Bundesgleichstellungsgesetzes, der §§ 93 bis 100 des Neunten Buches So- 
zialgesetzbuch und des Postsozialversicherangsorganisationsgesetzes gelten die Beamtinnen und Beamten 
als Beschäftigte der Bundesanstalt; im Übrigen gelten sie als bei einem Postnachfolgeuntemehmen beschäf- 
tigt. Die Kostentragungspflicht für vermögensrechtliche Ansprüche der Beamtinnen und Beamten obliegt 
dem Bund. 



Drucksache 18/3512 


-18- 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


(3) § 2 Absatz 2, § 3 Absatz 2 und 7 bis 9 und die §§ 4, 6, 9 und 18 des Postpersonalrechtsgesetzes, 
§ 136 des Bundesbeamtengesetzes sowie die Postlaufbahnverordnung gelten entsprechend.“ 

12. § 21 wird wie folgt gefasst: 

„§21 

Rechnungslegung 

Die Präsidentin oder der Präsident stellt für das vergangene Geschäftsjahr innerhalb der ersten vier 
Monate des Folgejahres einen Jahresabschluss und einen Lagebericht nach den für große Kapitalgesellschaf- 
fen geltenden Vorschriften des Handelsgesetzbuchs auf. Der Jahresabschluss bedarf der Genehmigung nach 
§ 7 Absatz 1 . Das Publizitätsgesetz ist nicht anzuwenden.“ 

13. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) ln der Überschrift werden die Wörter „Angestellte, Arbeiterinnen und Arbeiter“ durch die Wörter „Ar- 
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer“ ersetzt. 

b) ln Absatz 1 werden die Wörter „Angestellte und Arbeiterinnen und Arbeiter“ durch die Wörter „Ar- 
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer“ ersetzt. 

c) Die Absätze 5 und 7 werden aufgehoben. 

d) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 5. 

14. § 26b wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Besteht der Vorstand aus mehreren Personen, kann in der Satzung bestimmt werden, dass auch ein- 
zelne Mitglieder des Vorstands die Postbeamtenkrankenkasse vertreten können.“ 

b) ln Absatz 6 Satz 1 werden die Wörter „nach § 92 Abs. 3 des Versicherangsaufsichtsgesetzes“ gestri- 
chen. 

c) Absatz 8 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Nummer 7 wird der Punkt am Ende durch das Wort „und“ ersetzt, 
bb) Folgende Nummer 8 wird angefügt: 

„8. die Höhe der Aufwandsentschädigung nach Absatz 6.“ 

15. § 26d wird wie folgt gefasst: 

„§ 26d 
Aufgaben 

(1) Die Postbeamtenkrankenkasse erbringt nach Maßgabe ihrer Satzung für ihre Mitglieder Kranken- 
versicherungsleistungen (Grundversicherung) sowie Versicherangsleistungen nach Maßgabe des Pflege- 
Versicherangsgesetzes, die die Beihilfe in Krankheits-, Pflege- und Geburtsfällen ergänzen. Sie handelt in- 
soweit öffentlich-rechtlich. 

(2) Die Satzung kann vorsehen, dass die Postbeamtenkrankenkasse zusätzliche Kranken- und Pflege- 
versicherungsleistungen (Zusatz- und Ergänzungsversicherangen) anbietet. 

(3) Die Postbeamtenkrankenkasse führt gegen Kostenerstattung im Auftrag und nach Weisung der 
Bundesansfalt die Beihilfebearbeitung nach § 16 durch. Die Vorschriften über die Selbstverwaltung der Post- 
beamtenkrankenkasse sind nicht anzuwenden.“ 

16. § 26g wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 wird aufgehoben. 

b) ln Absatz 5 Satz 1, 5 bis 8 wird jeweils das Wort „Aktiengesellschaften“ durch das Wort „Postnachfol- 
geuntemehmen“ ersetzt. 
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17. § 26j wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 wird jeweils das Wort „Aktiengesellschaften“ durch das Wort „Postnachfolgeuntemeh- 
men“ ersetzt. 

bb) ln Satz 3 werden die Wörter „Versicherten aus dem Bereich der Bundesanstalt“ durch die Wörter 
„Versicherten, bei denen die Bundesanstalt die Dienstherrenbefugnisse ausübt,“ ersetzt, 
cc) ln Satz 4 wird das Wort „Aktiengesellschaften“ durch das Wort „Postnachfolgeuntemehmen“ er- 
setzt. 

b) ln den Absätzen 2 bis 6 wird jeweils das Wort „Aktiengesellschaften“ jeweils durch das Wort „Post- 
nachfolgeuntemehmen“ ersetzt. 

18. § 26k wird wie folgt gefasst: 

„§ 26k 

Verteilung des Verwaltungsaufwands, Verordnungsermächtigung 
Die der Bundesanstalt aus der Weiterführung der Postbeamtenkrankenkasse entstehenden Kosten, ein- 
schließlich der kalkulatorischen Kosten, und der nach Maßgabe des § 19 Absatz 1 anfallende Gewinnzu- 
schlag (Verwaltungsaufwand) werden abgerechnet und von der Postbeamtenkrankenkasse, der Bundesan- 
stalt, den Postnachfolgeuntemehmen, dem Bund und anderen Dienstherren sowie den Mitgliedern der Post- 
beamtenkrankenkasse getragen. Das Bundesministerium der Finanzen regelt durch Rechtsverordnung, die 
nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, die Abrechnung des Verwaltungsaufwands und die Vertei- 
lung des Verwaltungsaufwands auf die Kostenträger sowie das Nähere zur Kostenerstattung nach § 26d Ab- 
satz 3 Satz 1 .“ 

19. Nach § 26k wird folgender § 261 eingefügt: 

„§ 261 

Beihilfebearbeitung für andere Stellen 

Die Postbeamtenkrankenkasse kann nach Maßgabe öffentlich-rechtlicher Geschäftsbesorgungsverträge 
für Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts gegen Entgelt die folgenden Aufgaben 
ganz oder teilweise übernehmen: 

1. die Beihilfebearbeitung, 

2. die Fühmng der Beihilfeakten und 

3. die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen, soweit diese Beihilfeleistungen betreffen. 

Die Übernahme bedarf der Zustimmung der jeweils zuständigen obersten Dienstbehörde und der Bundesan- 
stalt.“ 

20. § 30 wird aufgehoben. 

21. ln § 19 Absatz 1 Satz 1, § 26 Absatz 1 bis 3 und 4 Satz 2 Nummer 1, § 26h Absatz 1 Satz 2, Absatz 3 Satz 1, 
§ 26i Absatz 1 sowie in den §§ 27 und 28 Absatz 1 Satz 1 wird jeweils das Wort „Aktiengesellschaften“ 
durch das Wort „Postnachfolgeuntemehmen“ ersetzt. 

22. In § 24 Absatz 2 werden die Wörter „einer Aktiengesellschaft“ durch die Wörter „einem Postnachfolgeun- 
temehmen“ und die Wörter „die Aktiengesellschaft“ durch die Wörter „das Postnachfolgeuntemehmen“ er- 
setzt. 
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Artikel 4 

Weitere Änderung des Bundesanstalt-Post-Gesetzes 

ln § 17 Absatz 2 Satz 4 des Bundesanstalt-Post-Gesetzes vom 14. September 1994 (BGBl. 1 S. 2325, 2353), 
das zuletzt durch Artikel 3 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird das Wort „Postsozialversicherangsorgani- 
sationsgesetzes“ durch die Wörter „Gesetzes zur Errichtung der Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post- 
Logistik Telekommunikation“ ersetzt. 


Artikel 5 

Änderung des Versorgungsrücklagegesetzes 

Nach § 7b des Versorgungsrücklagegesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. März 2007 
(BGBl. 1 S. 482), das durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. Dezember 2007 (BGBl. 1 S. 3245) geändert worden 
ist, wird folgender § 7c eingefügt: 


„§ 7c 

Entnahme von Mitteln durch die Bundesanstalt für Post und Telekommunikation Deutsche Bundespost 
Die von der Bundesanstalt für Post und Telekommunikation Deutsche Bundespost in das Sondervermögen 
eingezahlten Mittel werden in voller Höhe einschließlich Zinsen entnommen und den Finanzanlagen der Bundes- 
anstalt zugeführt, die zur Deckung der nach § 249 Absatz 1 des Handelsgesetzbuchs gebildeten Rückstellungen 
für Pensionen dienen.“ 


Artikel 6 
F olgeänderungen 

(1) ln Artikel 16 Absatz 8 Nummer 1 des BUK-Neuorganisationsgesetzes vom 19. Oktober 2013 (BGBl. 1 
S. 3836, 3851) werden die Wörter „sowie § 26k Absatz 1 Nummer 2 Satz 1, Nummer 3 Satz 1 und 3 und Num- 
mer 4 Satz 1“ gestrichen. 

(2) Die Postlaufbahnverordnung vom 12. Januar 2012 (BGBl. 1 S. 90) wird wie folgt geändert: 

1 . § 1 Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

a) ln Nummer 1 wird die Angabe „3“ durch die Angabe „2“ und das Komma durch das Wort „oder“ 
ersetzt. 

b) Nummer 2 wird aufgehoben. 

c) Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 2. 

2. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 1 wird aufgehoben. 

bb) ln dem bisherigen Satz 2 werden die Wörter „§ 4 Absatz 3 und 4 des Postpersonalrechtsgesetzes 
sowie des Satzes 1“ durch die Angabe „§ 1 Absatz 5“ ersetzt. 

b) ln Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „Satz 2“ gestrichen. 
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3. Dem § 8 wird folgender Absatz 7 angefügt: 

„(7) Eine Beurlaubung nach § 13 Absatz 1 der Sonderurlaubsverordnung, die vor dem ... [einsetzen: 
Tag nach der Verkündung dieses Gesetzes] erfolgt ist und deren Zeit ruhegehaltfahig ist, steht einer Beur- 
laubung nach § 1 Absatz 5 Nummer 1 gleich.“ 

(3) § 5 des Postsozialversicherungsorganisationsgesetzes vom 14. September 1994 (BGBl. 1 S. 2325, 2338) 
wird wie folgt geändert: 

1. ln Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „§ 2 Abs. 2 Satz 2 des Postpersonalrechtsgesetzes“ durch die Wörter 
„§ 24 Absatz 2 des Bundesanstalt-Post-Gesetzes“ ersetzt. 

2. ln Absatz 5 werden die Wörter „§ 24 Abs. 5 bis 10 und die §§ 26 bis 28 des Bundesanstalt Post-Gesetzes“ 
durch die Wörter „die §§ 26 bis 28 des Bundesanstalt-Post-Gesetzes“ ersetzt. 

(4) Das Gesetz zur Errichtung einer Museumsstiftung Post und Telekommunikation vom 14. September 
1994 (BGBl. 1 S. 2325, 2382), das zuletzt durch Artikel 15 Absatz 108 des Gesetzes vom 5. Februar 2009 (BGBl. 1 
S. 160) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. ln § 4 Absatz 2 Satz 1 und 3 werden jeweils die Wörter „aus den Teilsondervermögen der Deutschen Bun- 
despost hervorgegangenen Aktiengesellschaften“ durch das Wort „Postnachfolgeuntemehmen“ ersetzt. 

2. § 1 1 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 2 werden die Wörter „Aktiengesellschaften auch die Überleitung der Beschäftigten aus den 
Teilsondervermögen der Deutschen Bundespost hervorgegangen Aktiengesellschaften“ durch die Wör- 
ter „Postnachfolgeuntemehmen auch die Überleitung der Beschäftigten der Postnachfolgeuntemeh- 
men“ ersetzt. 

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Auf das Dienstverhältnis der Arbeitnehmer finden die für die Arbeitnehmer des Bundes geltenden 
Vorschriften Anwendung.“ 

bb) ln Satz 2 werden die Wörter „Regelungen des Siebten und Achten Abschnitts des Bundesanstalt 
Post-Gesetzes“ durch die Wörter „Abschnitte 7 und 8 des Bundesanstalt-Post-Gesetzes“ ersetzt. 

Artikel 7 
Inkrafttreten 

(1) Artikel 1 Nummer 1 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb tritt mit Wirkung vom 1. Juli 2009 in Kraft. 

(2) Artikel 3 Nummer 19 tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 2014 in Kraft. 

(3) Artikel 1 Nummer 2 1 tritt mit Wirkung vom . . . [einsetzen: Datum des dritten Tages nach der Beschluss- 
fassung des Bundeskabinefts über diesen Gesetzentwurf] in Kraft. 

(4) Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb und Nummer 9, Artikel 2, Artikel 3 Nummer 9 
bis 12, 15 und 18 sowie Artikel 4 treten am 1. Januar 2016 in Kraft. 

(5) Im Übrigen tritt dieses Gesetz am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

1 . Schutz der Beteiligteninteressen bei gesellschaftsrechtlichen Maßnahmen 

Bei den Nachfolgeuntemehmen der früheren Deutschen Bundespost (Deutsche Post AG, Deutsche Postbank AG 
und Deutsche Telekom AG) sind noch rund 1 00 000 Bundesbeamtinnen und Bundesbeamte beschäftigt. Der Bund 
trägt für sie als Dienstherr die Verantwortung (Artikel 143b Absatz 3 Satz 1 und Artikel 33 Absatz 5 GG). 

Die Weiterbeschäftigungs- und Kostentragungspflicht obliegt dagegen den Postnachfolgeuntemehmen, die im 
Wege einer Beleihung ermächtigt sind, die dem Dienstherm Bund obliegenden Rechte und Pflichten gegenüber 
den bei ihnen beschäftigten Beamtinnen und Beamten wahrzunehmen (Artikel 143b Absatz 3 GG in Verbindung 
mit den §§ 1 und 2 des Postpersonalrechtsgesetzes [PostPersRG]). Die Beleihung der Postnachfolgeuntemehmen 
ist durch eine öffentlich-rechtliche gesetzliche Regelung erfolgt und daher einer privatrechtlichen Rechtsnach- 
folge oder Übertragung nicht zugänglich. Sie erstreckt sich weder auf Tochter- und Enkeluntemehmen noch auf 
etwaige (neue) Unternehmen, die im Wege einer Umwandlung durch Verschmelzung, Spaltung oder Vermögens- 
übertragung entstehen. Bei einer solchen Umwandlung der primären Postnachfolgeuntemehmen träfe die Pflicht 
zur Weiterbeschäftigung und Kostentragung wieder unmittelbar den Dienstherm Bund. Gleiches gälte bei einer 
Auflösung der Unternehmen. 

Ein solcher „Rückfall“ der Beamtinnen und Beamten in die unmittelbare Bundesverwaltung entspräche weder 
dem Willen des Verfassungsgebers bei der Privatisiemng der Deutschen Bundespost, der sich bei dieser - anders 
als bei den Bundeseisenbahnen (vgl. Artikel 143a Absatz 1 GG in Verbindung mit dem Deutsche Bahn Grün- 
dungsgesetz) - ausdrücklich für eine Beleihung privater Unternehmen und gegen eine Beschäftigung durch den 
Bund entschieden hat, noch den Interessen der Beteiligten (Beamtinnen und Beamte, Unternehmen, Bund). Eine 
ihrem Amt angemessene Verwendung der Beamtinnen und Beamten in der Bundesverwaltung wäre in der Mehr- 
zahl der Fälle kaum möglich und vemrsachte darüber hinaus eine massive Belastung des Bundeshaushalts. 

Die bereits bestehenden gesetzlichen Vorschriften sind daher mif dem Ziel zu ergänzen, die Interessen aller Be- 
teiligten auch nach gesellschaftsrechtlichen Maßnahmen weiterhin zu wahren. Zugleich sollen die Postnachfol- 
geuntemehmen in ihrer wirtschaftlichen Betätigungsfreiheit gmndsätzlich nicht beeinträchtigt und notwendige 
unternehmerische Entscheidungen (beispielsweise Konzembildungen oder Ausgründungen) nicht verhindert wer- 
den. 

2. Beschränkung der dienstrechtlichen Zuständigkeit der Postnachfolgeuntemehmen auf aktive Beamtinnen und 
Beamte 

Das Postpersonalrechtsgesetz ermächtigt die Postnachfolgeuntemehmen nicht nur dazu, die dem Bund obliegen- 
den Rechte und Pflichten gegenüber den aktiven Beamtinnen und Beamten, sondern auch gegenüber den Ruhe- 
standsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten der früheren Deutschen Bundespost sowie deren Flinterbliebenen 
wahrzunehmen. 

Inzwischen übersteigt die Zahl der Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger der früheren Deut- 
schen Bundespost die Zahl der aktiven Beamtinnen und Beamten um ein Vielfaches (derzeit ca. 275 000 Versor- 
gungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger gegenüber ca. 100 000 aktiven Beamtinnen und Beamten). Da 
keine neuen Beamtenverhältnisse mehr begründet werden dürfen, wird sich dieses Verhältnis künftig noch weiter 
in Richtung der Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfanger verschieben. Nach derzeitigen Schäf- 
zungen werden die letzfen Posfbeamfinnen und Posfbeamten um das Jahr 2040 aus dem aktiven Diensf ausschei- 
den, während Versorgungsbezüge und Beihilfeleisfungen noch bis etwa zum Jahr 2095 zu erbringen sein werden. 
Bei einer unveränderten Aufgabenzuweisung müssten die Postnachfolgeuntemehmen noch Jahrzehnte, nachdem 
die letzten Beamtinnen und Beamten aus dem aktiven Dienst ausgeschieden sind, die Verantwortung für die Be- 
treuung der Versorgungsemp fangerinnen und Versorgungsempfanger übernehmen und das erforderliche Fach- 
wissen Vorhalten. Dies erscheint weder betriebswirtschaftlich sinnvoll noch dienstrechtlich sachgerecht. 
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Darüber hinaus werden die Versorgungs- und Beihilfezahlungen für die Pensionäre und Hinterbliebenen bereits 
heute durch die Postbeamtenversorgungskasse geleistet, die weitgehend aus dem Bundeshaushalt finanziert wird. 
Aktuell beträgt der jährliche Bundeszuschuss zur Postbeamtenversorgungskasse ca. 7,5 Mrd. Euro. Dieser Betrag 
wird zunächst weiter zunehmen und erst ab 2033 langsam absinken. Die langfristige Sicherung eines hohen Qua- 
litätsstandards bei der Festsetzung der Versorgung und der Beihilfe liegt damit entscheidend im Bundesinteresse. 
Ein einheitliches Fallmanagement und eine zentrale Sachbearbeitung können hierzu beitragen. 

Mit dem Ausscheiden der Postbeamtinnen und Postbeamten aus dem aktiven Dienstverhältnis soll die dienstrecht- 
liche Zuständigkeit der Postnachfolgeuntemehmen zukünftig enden. Ihre Verantwortlichkeit beschränkt sich 
nachfolgend auf einen Beitrag zur Finanzierang der Versorgungsausgaben und darauf, die Verwaltungskosten zu 
tragen. 

3. Zentralisierang der Bearbeitung der beamtenrechtlichen Beihilfe in Krankheits-, Pflege- und Geburtsfällen 
Die Zuständigkeiten bei der Bearbeitung der beamtenrechtlichen Beihilfe im Postnachfolgebereich sind derzeit 
nicht einheitlich. Formal erfolgen die Festsetzung der Beihilfe sowie die Bearbeitung von Widerspruchs- und 
Klageverfahren durch die mit Dienstherrenbefugnissen beli ebenen Postnachfolgeuntemehmen. Faktisch jedoch 
erfolgen die Berechnung der Beihilfe sowie die Vorbereitung der Bescheide durch ganz unterschiedliche Stellen: 
teilweise durch die Postnachfolgeuntemehmen selbst, teilweise durch das Bundesamt für zentrale Dienste und 
offene Vermögensffagen (BADV) und in der Mehrzahl der Fälle durch die Postbeamtenkrankenkasse (PBeaKK). 
Diese Verteilung der Zuständigkeiten ist fehleranfällig und kann zu uneinheitlichen Entscheidungen führen. 

Hinzu kommt, dass der Großteil der Beihilfeausgaben die 275 000 Versorgungsempfängerinnen und Versor- 
gungsempfanger betrifft und damit über die Postbeamtenversorgungskasse aus dem Bundeshaushalt zu leisten ist. 
Die langfristige Sichemng eines hohen Qualitätsstandards bei der Bearbeitung der Beihilfe liegt damit entschei- 
dend im Bundesinteresse. Ein einheitliches Fallmanagement sowie eine zentrale Sachbearbeitung können hierzu 
beifragen. 

4. Weiterentwicklung des diensfrechtlichen Insfrumentariums 

Eine ihrem Amt angemessene Weiterbeschäftigung der Beamtinnen und Beamten der früheren Deutschen Bun- 
despost liegt in der gemeinsamen Verantwortung des Bundes und der Postnachfolgeuntemehmen. Sie zu gewähr- 
leisten, obliegt jedoch in erster Linie den privatisierten Unternehmen. Diese müssen sich zugleich in einem an- 
sprachsvollen Marktumfeld unter Wettbewerbsbedingungen bewähren. Hierzu benötigen sie ein flexibles recht- 
liches Instrumentarium, das eine Beschäftigung der Beamtinnen und Beamten unter marktwirtschaftlichen Bedin- 
gungen ermöglicht. Dies betrifft sowohl die Vorschriften des allgemeinen Beamtenrechts wie auch spezifische 
Sonderregelungen für Postbeamtinnen und Postbeamte. Durch das PostPersRG vom 14. September 1994 wurden 
die Grundlagen gelegt für ein solches flexibles, an den gemeinsamen Interessen von Bediensteten und Unterneh- 
men orientiertes Postbeamtenrecht, das sich in der Praxis grundsätzlich bewährt hat. 

Allerdings stoßen die gesetzlichen Regelungen in jüngerer Zeit immer häufiger an ihre Grenzen. Das Postdienst- 
recht hat mit der unternehmerischen Entwicklung nicht Schritt gehalten. Die globalen Konzembildungen sowie 
die Ausgründung von Tochter- und Enkeluntemehmen waren bei der Schaffung des Gesetzes in diesem Umfang 
nicht absehbar und spiegeln sich in den gesetzlichen Vorschriften nicht sachgerecht wieder. So hat beispielsweise 
das Instrument der Zuweisung einer Tätigkeit bei einem anderen Unternehmen eine überragende Bedeutung er- 
langt und die traditionellen beamtenrechtlichen Instrumente der Abordnung und Versetzung im Anwendungsbe- 
reich des Postdiensfrechts weitgehend verdrängt. Auch Beurlaubungen im dienstlichen Interesse zur Aufnahme 
einer beruflichen Tätigkeit bei einem anderen Unternehmen spielen in der betrieblichen Praxis eine immer größere 
Rolle, sind in gesetzlichen Vorschriften jedoch nur rudimentär verankert. 

Den inzwischen eingefretenen betriebswirtschaftlichen Veränderungen ist durch eine Weiterentwicklung des 
diensfrechtlichen Instrumentariums Rechnung zu fragen. Das Postpersonalrecht ist unter Berücksichtigung der 
schutzwürdigen Belange der Beamtinnen und Beamten sowie unter Beachtung der verfassungsrechtlich geschütz- 
ten hergebrachten Grundsätze des Berafsbeamtentums behutsam zu flexibilisieren und zu reformieren. 

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

1 . Schutz der Beteiligteninteressen bei gesellschaftsrechtlichen Maßnahmen 

In das PostPersRG wird eine Ermächtigungsgrandlage für die Bundesregierung aufgenommen, durch Rechtsver- 
ordnung weitere Unternehmen zu „Postnachfolgeuntemehmen“ im Sinne des Gesetzes zu bestimmen und sie 
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dadurch mit der Wahrnehmung der Rechte und Pflichten des Dienstherm Bund zu beleihen. Mit Blick auf die 
verfassungsrechtlichen Wertungen des Artikels 143b GG kommen für eine solche Beleihung allerdings aus- 
schließlich sekundäre Postnachfolgeuntemehmen in Betracht, das heißt solche Unternehmen, die in einem recht- 
lichen oder wirtschaftlichen Nachfolgeverhältnis zu einem der drei primären Postnachfolgeuntemehmen (Deut- 
sche Post AG, Deutsche Postbank AG, Deutsche Telekom AG) und damit mittelbar zum ehemaligen Sonderver- 
mögen Deutsche Bundespost stehen. Infolge einer Beleihung trifft diese Unternehmen sodann die Beschäftigungs- 
und Kostentragungspflicht für die ihnen zugeordneten Beamtinnen und Beamten. 

Daneben werden Regelungen zum Schutz des Bundesinteresses bei gesellschaftsrechtlichen Maßnahmen geschaf- 
fen, die sich an den Gläubigerschutzvorschriften des Umwandlungsrechts orientieren. Zur Sicherang der Zah- 
lungs- und Kostentragungspflichten der Unternehmen können künftig Sicherheitsleistungen festgesetzt werden, 
die den Bund bei einer unmittelbaren Inanspruchnahme durch Beamtinnen und Beamten schadlos stellen. Soweit 
die Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrates ihre gesetzlichen (Sorgfalts-)Pflichten bei einer Umwandlung 
nicht beachten, haften sie dem Bund als Gesamtschuldner für den Schaden, den dieser erleidet, wenn nach einer 
Umwandlung die Zahlungs- und Kostentragungspflichten des Unternehmens nicht erfüllt werden und der Bund 
als Dienstherr einspringen muss. 

Wenn ein Postnachfolgeuntemehmen aufgelöst wird oder kraft Gesetzes erlischt und die Beleihung eines sekun- 
dären Postnachfolgeuntemehmens (noch) nicht möglich ist oder aus sachlichen Gründen (noch) nicht in Betracht 
kommt, tritt die Bundesanstalt für Posf und Telekommunikafion Deutsche Bundespost (Bundesanstalt) an die 
Stelle dieses Unternehmens hinsichtlich der bei diesem beschäftigten Beamtinnen und Beamten. Die Aufgabe der 
Bundesanstalt besteht vorrangig darin, den von der Abwicklung betroffenen Beamtinnen und Beamten wieder 
eine ihrem statusrechtlichen Amt entsprechende Tätigkeit zu übertragen. 

2. Beschränkung der dienstrechtlichen Zuständigkeit der Postnachfolgeuntemehmen auf aktive Beamtinnen und 
Beamte 

Die von den Postnachfolgeuntemehmen bislang wahrgenommenen dienstrechtlichen Aufgaben und Befugnisse 
gegenüber den Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten sowie den sonstigen Versorgungsempfängerinnen 
und Versorgungsempfängem der früheren Deufschen Bundespost und der Postnachfolgeuntemehmen einschließ- 
lich der Hinterbliebenen werden der Bundesanstalt übertragen. Mit dem Ausscheiden der Postbeamtinnen und 
Postbeamten aus dem aktiven Dienst endet damit künftig die dienstrechtliche Zuständigkeit der Postnachfolgeun- 
temehmen. fhre Verantwortlichkeit beschränkt sich nachfolgend grundsätzlich auf die Finanzierung der Bundes- 
anstalt und damit darauf, die Verwaltungskosten zu tragen. 

Die Bundesanstalt wurde zum 1. Januar 1995 durch das Bundesansfalt-Posf-Gesefz (BAPosfG) als Anstalt des 
öffentlichen Rechts errichtet. Sie nimmt bereits verschiedene dienstrechtliche und soziale Aufgaben mit Bezug 
zu den Postnachfolgeuntemehmen wahr und wird im Wesentlichen von diesen — über Entgelte aus öffentlich- 
rechtlichen Geschäftsbesorgungsverträgen — finanziert. Eine Übertragung der Aufgaben auf die Bundesanstalt ist 
unbürokratisch und kostengünstig möglich. 

Insbesondere ist die Bundesanstalt bereits heute die Verwaltungsträgerin der Postbeamten versorgungskasse und 
erbringt als solche die Auszahlung der Versorgungs- und Beihilfeleistungen an die ehemaligen Beamtinnen und 
Beamten des Sondervermögens Deutsche Bundespost und an Beschäftigte der Postnachfolgeuntemehmen, denen 
aus einem Beamtenverhältnis Ansprüche auf Versorgung zustehen, sowie an deren Hinterbliebene. Die Versor- 
gungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger des Posfnachfolgebereichs haben damit in allen beamtenrecht- 
lichen Angelegenheiten künftig nur noch einen zentralen Ansprechpartner. Der Bund bleibt im Übrigen Dienstherr 
der Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten; ein Dienstherrenwechsel zur Bundesanstalt findet nicht statt. 

3. Zentralisierung der Bearbeitung der beamtenrechtlichen Beihilfe in Krankheits-, Pflege- und Geburtsfällen 

Die Verantwortung für die Bearbeitung der Beihilfe der bei den Postnachfolgeuntemehmen beschäftigten Beam- 
tinnen und Beamten wird bei der Bundesanstalt konzentriert. Sie nimmt insoweit künftig die Befugnisse der obers- 
ten Dienstbehörde wahr. Die Vorschriften zur Kostentragung der Beihilfeausgaben bleiben unberührt. 

Bei der Bearbeitung der Beihilfe bedient sich die Bundesanstalt der PBeaKK. Die PBeaKK wird als betriebliche 
Sozialeinrichtung der früheren Deutschen Bundespost in der Rechtsform einer Körperschaft des öffentlichen 
Rechts durch die Bundesanstalt weitergeführt. Sie berechnet bereits heute im sog. „vereinigten Verfahren“ für 
ihre Mitglieder die Beihilfe. Für die große Mehrzahl der Postbeamtinnen und Postbeamten wird sich somit in der 
fachlichen Betreuung nichts ändern. Ihre Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner bleiben erhalten. 
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4. Weiterentwicklung des dienstrechtlichen Instrumentariums 

Die bereits bestehenden gesetzlichen Vorschriften zur Beurlaubung im dienstlichen Interesse und zur Zuweisung 
von Tätigkeiten bei anderen Unternehmen werden entbürokratisiert und flexibilisiert. Das dienstliche Interesse an 
einer Beurlaubung wird künftig generell in allen Fällen anerkannt, in denen die Beurlaubung der Wahrnehmung 
einer beruflichen Tätigkeit bei Tochter- und Enkeluntemehmen der Postnachfolgeuntemehmen dient oder eine 
dem Amt angemessene Verwendung bei dem Postnachfolgeuntemehmen nicht möglich ist. Die Regelungen für 
die Zuweisung von Tätigkeiten sowie für vorübergehend unterwertige Beschäftigungen werden mit den allgemei- 
nen beamtenrechtlichen Vorschriften für Abordnungen harmonisiert. 

Um die Beamtinnen und Beamten der Postnachfolgeuntemehmen mit den dort beschäftigten Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern gleichzustellen, soll ihnen künftig die Möglichkeit eröffnet werden, in Abstimmung mit dem 
Unternehmen ihre Arbeitszeit der persönlichen Lebenssituation anzupassen und Arbeitszeitguthaben für längere 
Freistellungsphasen auf Lebensarbeitszeitkonten anzusparen. Der Gesetzentwurf enthält eine Lrmächtigungs- 
grandlage für eine entsprechende Rechtsverordnung. 

Daneben enthält der Gesetzentwurf verschiedene administrative und redaktionelle Anpassungen des PostPersRG 
und des BAPostG. 


III. Alternativen 

Keine. 

IV. Gesetzgebnngskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich aus Artikel 73 Absatz 1 Nummer 8, Artikel 87f Absatz 3 
sowie Artikel 143b Absatz 1 und 3 des Gmndgesetzes. 

V. Vereinbarkeit mit dem Reeht der Europäisehen Union und völkerreehtliehen Verträgen 

Der Entwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union und dem Völkerrecht vereinbar. 

VI. Gesetzesfolgen 

1. Reehts- und Verwaltungsvereinfaehung 

Die Vorschriften zur Beurlaubung im dienstlichen Interesse und zur Zuweisung von Tätigkeiten bei anderen Un- 
ternehmen werden entbürokratisiert und flexibilisiert. 

Zahlreiche nicht mehr benötigte oder durch Zeitablauf überholte Vorschriften des PostPersRG und des BAPostG 
werden aufgehoben. 

2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Das Vorhaben hat keine Auswirkungen auf die Ziele und Indikatoren der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie. 

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Bei der Bemessungsgmndlage der Untemehmensbeiträge zur Postbeamtenversorgungskasse wird berücksichtigt, 
dass die frühere jährliche Sonderzahlung durch das Diensfrechtsneuordnungsgesefz vom 5. Febmar 2009 in die 
Besoldungsfabellen eingebauf worden isf. Dadurch fallen die Zahlungsansprüche der Posfbeamtenversorgungs- 
kasse gegenüber den Posfnachfolgeuntemehmen für das Kalenderjahr 2011 einmalig um ca. 30 Mio. Euro gerin- 
ger aus; der entsprechende Betrag ist vom Bund einmalig auszugleichen. 

Aus dem Sondervermögen „Versorgungsrücklage des Bundes“ werden ca. 5,1 Mio. Euro entnommen und dem 
Pensionsfonds der Bundesanstalt zugeführt. Hierbei handelt es sich um die von der Bundesanstalt in den Jahren 
1999 bis 2008 in das Sondervermögen eingezahlten Mittel einschließlich Zinsen. 

Im Übrigen sind finanzielle Auswirkungen für die öffentlichen Haushalte nicht zu erwarten. Die Verwaltungs- 
kosten der Bundesanstalt werden — wie bislang auch - ganz überwiegend von den Postnachfolgeuntemehmen 
getragen. Die Vorschriften über die Finanzierang der Versorgungs- und Beihilfeleistungen bleiben unberührt. 
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4. Erfüllungsaufwand 

a) Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Die Bürgerinnen und Bürger sind von den Regelungen des Gesetzentwurfs nicht betroffen. Ein Erfüllungsaufwand 
entsteht bei ihnen nicht. 

b) Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Der Vollzug des Gesetzes erfolgt im Wesentlichen durch die Postnachfolgeuntemehmen im Rahmen der Aus- 
übung der Dienstherrenbefugnisse für den Bund. Die Personalverwaltungskosten werden von diesen getragen. 
Durch die Übertragung der Aufgaben in den Bereichen Versorgung und Beihilfe auf die Bundesanstalt entstehen 
für die Unternehmen vorübergehend geringfügige Mehrausgaben; mittelfristig ist jedoch auf Grund von Syner- 
gieeffekten mit einer Entlastung der Unternehmen zu rechnen. Die Vorschriften über die Finanzierung der Ver- 
sorgungs- und Beihilfeleistungen bleiben von der Aufgabenübertragung unberührt. 

Die übrige Wirtschaft ist vom Gesetzentwurf nicht betroffen; ein Erfüllungsaufwand entsteht dort nicht. 


Bürokratiekosten 

Die Bürokratiekosten aus Informationspflichten bleiben im Wesentlichen unverändert, 

c) Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Der Vollzug bestimmter Personalverwaltungsaufgaben (insbesondere Versorgung und Beihilfe) erfolgt künftig 
durch die Bundesanstalt und die PBeaKK. Dem dort entstehenden Erfüllungsaufwand steht ein Wegfall des Auf- 
wands bei den Postnachfolgeuntemehmen gegenüber, die diese Aufgaben bislang im Rahmen der Ausübung der 
Dienstherrenbefugnisse für den Bund wahrgenommen haben. 

5. Weitere Kosten 

Veränderungen der Angebots- und Nachfragestrukturen oder Auswirkungen auf das allgemeine Preisniveau — 
insbesondere das Verbraucherpreisniveau — sind ausgeschlossen. Sonstige Kostenfolgen sind nicht zu erwarten. 

6. Weitere Gesetzesfolgen 

Die Eröffnung der Möglichkeit, Lebensarbeitszeitkonten zu führen, bietet allen Geschlechtern die Chance, zu 
einer besseren Vereinbarkeit von Familie und Beraf zu gelangen. Im Übrigen hat der Entwurf keine erkennbaren 
gleichstellungspolitischen Auswirkungen. Männer und Frauen sind von den Vorschriften des Entwurfs in gleicher 
Weise betroffen. Kritische Auswirkungen des Gesetzes sind nicht zu erwarten. 

VII. Befristung; Evaluation 

Eine Befristung des Gesetzes ist nicht vorgesehen. Sie erscheint nicht zielführend und würde dessen Intention 
zuwiderlaufen. Mit dem Gesetz sollen die organisatorischen Strukturen und dienstrechtlichen Instramentarien für 
den Postnachfolgebereich dauerhaft geregelt werden. 

Eine förmliche Evaluation ist nicht erforderlich. 


B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Postpersonalreehtsgesetzes) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersieht) 

Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen. 

Zu Nummer 2 (Bezeiehnungen und Übersehriften der Absehnitte) 

Redaktionelle Änderang. 
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Zu Nummer 3 (§ 1) 

Zu Buchstabe a Doppelbuchstabe aa (Absatz 1 Satz 1), Buchstaben b bis d (Absätze 3, 5 und 6) 

Aus Gründen der sprachlichen Vereinheitlichung des Bundesrechts wird der mehrdeutige Begriff der „Aktienge- 
sellschaft“ im gesamten PostPersRG durch den Begriff „Postnachfolgeuntemehmen“ ersetzt. 

Zu Buchstabe a 
Doppelbuchstabe bb 

Die bisherige Ermächtigung der Postnachfolgeuntemehmen zur Wahrnehmung der dem Bund obliegenden Rechte 
und Pflichten gegenüber den Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten und den früheren Beamtinnen und 
Beamten der Deutschen Bundespost sowie deren Hinterbliebenen entfallt. Mit dem Ausscheiden der Postbeam- 
tinnen und Postbeamten aus dem aktiven Dienst endet zukünftig die Zuständigkeif der Posfnachfolgeuntemeh- 
men. Die diensfrechtlichen Befugnisse werden anschließend durch die Bundesansfalf wahrgenommen (vgl. Arfi- 
kel 3 Nummer 11 § 15). 

Doppelbuchstabe ec 

Der neue Safz enfspricht inhaltlich dem bisherigen § 2 Absatz 3 Satz 4 PostPersRG. Aus systematischen Gründen 
erfolgt eine Einordnung in § 1 Absatz 1 . 

Zu Nummer 4 (§ 2) 

Der neu gefasste Absatz 1 regelt die Zuständigkeit der Postnachfolgeuntemehmen für die bei ihnen beschäftigten 
Beamtinnen und Beamten. Er ersetzt den bisherigen § 2 Absatz 1, der durch Zeitablauf weithin überholt ist. Eine 
Ändemng der Zuordnung der Beamtinnen und Beamten zu den Unternehmen ist nicht beabsichtigt. Das jeweilige 
Postnachfolgeuntemehmen bleibt vielmehr weiterhin für diejenigen Beamtinnen und Beamten zuständig, die am 
Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes bei ihm beschäftigt waren. Beschäftigt in diesem Sinne sind auch solche 
Beamtinnen und Beamte, die beurlaubt oder abgeordnet sind oder denen eine Tätigkeit bei einem privaten Un- 
ternehmen oder einer Einrichtung ohne Dienstherrenfähigkeit zugewiesen wurde. 

Darüber hinaus sind die Postnachfolgeuntemehmen für diejenigen Beamtinnen und Beamten zuständig, die ihnen 
auf Grand einer Rechtsverordnung nach § 38 Absatz 2 oder durch Einzelentscheidung (insbesondere Versetzung) 
zugeordnet werden. 

Die Absätze 2 und 3 entsprechen im Wesentlichen dem bisherigen § 2 Absatz 3. Aus Gründen der Rechtsklarheit 
wird sein Regelungsgehalt auf zwei Absätze verteilt. Es wird darüber hinaus ausdrücklich klargestellt, dass dem 
Bund gegenüber dem Postnachfolgeuntemehmen ein Erstattungsanspmch zusteht, soweit der Bund durch einen 
Beamten unmittelbar auf Zahlung in Anspmch genommen wird und daraufhin Zahlungen an den Beamfen leisfef. 

Der bisherige § 2 Absafz 6 wird aus sysfemafischen Gründen zu § 3 Absafz 9 (vgl. Nummer 5 Buchstabe i). 

Zu Nummer 5 (§ 3) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Durch das Gesetz zur Neuordnung der Postbeamtenversorgungskasse vom 21. November 2012 (BGBl. 1 S. 2299) 
isf § 3 Absafz 1 Safz 1 mit dem Ziel einer klareren Regelung der Befugnisübertragung neu gefasst worden. Die 
geänderte Fassung hat sich in der Praxis jedoch nicht bewährt, sondern zu neuen rechtlichen Zweifelsfragen ge- 
führt. Mit der nochmaligen Revision wird der Rechtszustand wiederhergestellt, der vor dem Gesetz zur Neuord- 
nung der Postbeamtenversorgungskasse gegolten hat. Insbesondere wird die zwischenzeitlich eingeführte Zwei- 
stufigkeit der Befugnisübertragung wieder zugunsten einer Zuständigkeitsbestimmung unmittelbar durch das 
BMF abgeschafft. 

Zu Buchstabe b (Absatz 2) 

Redaktionelle Ändemng. 

Zu Buchstabe c (Absatz 3) 

Die Vorschrift dient dazu, die Beamtinnen und Beamten der Postnachfolgeuntemehmen mit den dort beschäftig- 
ten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern gleichzustellen. Auch Beamtinnen und Beamten soll künftig die Mög- 
lichkeit eröffnet werden, ihre Arbeitszeit der persönlichen Lebenssituation anzupassen und Arbeitszeitguthaben 
für längere Freisfellungsphasen auf Lebensarbeifszeifkonten (über mehrere Jahre hinweg) anzusparen. Die neu 
geschaffene Vorschrift enthält insoweit eine Ermächtigung des BMF zum Erlass von untemehmensspezifischen 
Rechtsverordnungen, ln der Rechfsverordnung können auch Regelungen für solche Fälle gelroffen werden, in 
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denen ein Ausgleich der Lebensarbeitszeitkonten durch Freistellung für die Bediensteten nicht möglich oder nicht 
zumutbar ist und daher ein Ausgleich in Geld erfolgen soll. 

Zu Buchstabe d (Absatz 4) 

Anpassung an § 26 Absatz 1 Nummer 2 des Bundesbeamtengesetzes (BBG). 

Zu Buchstabe e (Absatz 5) 

Redaktionelle Änderang. 

Zu den Buchstaben f, g und h (Absätze 6 bis 9) 

Die Anordnung der Weitergeltung von auf Grund des § 49 des Postverfassungsgesetzes erlassenen Rechtsverord- 
nungen hat sich durch Zeitablauf erledigt und kann aufgehoben werden. Die nachfolgenden Absätze werden re- 
daktionell angepasst. 

Zu Buchstabe i (Absatz 9 - neu) 

Die Regelung entspricht dem bisherigen § 2 Absatz 6. 

Zu Nummer 6 (§ 4) 

Zu Buchstabe a (Absatz 3) 

§ 4 Absatz 3 regelt bislang nur die rahegehaltfahige Beurlaubung von Beamtinnen und Beamten der Postnachfol- 
geuntemehmen zur Wahrnehmung einer Tätigkeit bei ihrer Aktiengesellschaft (sogenannte „In-sich-Beurlau- 
bung“). Daneben besteht die Möglichkeit einer ruhegehaltfähigen Beurlaubung nach allgemeinen beamtenrecht- 
lichen Vorschriften (§ 90 Absatz 1 BBG, § 13 der Sonderurlaubsverordnung [SUrlV]) unter Anerkennung des 
dienstlichen Interesses. Auf Grund der gesellschaftsrechtlichen Entwicklungen der Postnachfolgeuntemehmen 
(Konzembildungen und Ausgründungen) wird zur Sicherang der Weiterbeschäftigung der Beamtinnen und Be- 
amten von letzterer Möglichkeit in immer stärkerem Umfang Gebrauch gemacht. Die Anerkennung des dienstli- 
chen Interesses bedarf hier jedoch in jedem Einzelfall einer schriftlichen Bescheidung sowie in der Regel einer 
Beteiligung des BMF. 

Das dienstliche Interesse an einer Beurlaubung wird dabei in der Verwaltungspraxis grundsätzlich in allen Fällen 
einer Beurlaubung anerkannt, die der Wahrnehmung einer beruflichen Tätigkeit bei Tochter- und Enkeluntemeh- 
men der Postnachfolgeuntemehmen dienen oder der Aufnahme eines privatrechtlichen Beschäftigungsverhältnis- 
ses bei einem anderen Unternehmen, wenn eine dem Amt angemessene Verwendung bei dem Postnachfolgeun- 
temehmen nicht möglich oder aus betrieblichen Gründen nicht zweckmäßig ist. Aus Gründen der Entbürokrati- 
sierung und Verwaltungsvereinfachung sollen diese typischen Fälle einer Beurlaubung künftig unmittelbar im 
Gesetz geregelt werden. Einer Beteiligung des BMF an der Entscheidung bedarf es insoweit künftig nicht mehr. 

Die Beurlaubung setzt auch weiterhin stets einen Antrag der Beamtin oder des Beamten voraus. Der Besoldungs- 
ansprach entfällt während der Zeit der Beurlaubung. Die Regelungen zur Ruhegehaltfahigkeit und der Laufbah- 
nentwicklung entsprechen der bisherigen Vorschrift. 

Beurlaubungen nach allgemeinen beamtenrechtlichen Vorschriften (z. B. § 90 Absatz 1 BBG, § 13 SUrlV, § 6 
der Mutterschutz- und Eltemzeitverordnung) bleiben daneben auch bei den Postnachfolgeuntemehmen unverän- 
dert möglich. 

Zu Buchstabe b (Absatz 3a) 

§ 4 Absatz 3a regelt die Möglichkeit, Sonderurlaub unter Fortzahlung der Dienstbezüge zu gewähren, wenn die 
Beurlaubung der Begründung (oder der Vorbereitung der Begründung) eines anderen Dienstverhältnisses oder 
der Aufnahme eines privat-rechtlichen Beschäftigungsverhältnisses dient. Die Beurlaubung ist zurzeit nur bis zu 
einer Dauer von drei Jahren mit einer einmaligen Verlängerangsoption von zwei Jahren möglich. 

Diese Befristung hat sich insbesondere in den Fällen der Absolvierung eines berafsqualifizierenden Hochschul- 
studiums mit anschließendem laufbahnrechtlichen Vorbereitungsdienst als zu kurz erwiesen; sie soll angemessen 
verlängert werden. Künftig ist eine Beurlaubung unter Fortzahlung der Dienstbezüge bis zu einer Dauer von fünf 
Jahren sowie eine einmalige Verlängerung um weitere drei Jahre möglich. 

Zu Buchstabe c (Absatz 4) 

§ 4 Absatz 4 regelt die Zuweisung von Tätigkeiten bei anderen Unternehmen. Solche Zuweisungen von Tätigkei- 
ten bei anderen Unternehmen (insbesondere bei Tochter- und Enkeluntemehmen) besitzen für die Post-Aktienge- 
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Seilschaften eine erhebliche praktische Bedeutung und ersetzen in ihrem Anwendungsbereich das beamtenrecht- 
liche Instrument der Abordnung. Mit der vorgesehenen Ergänzung wird die Vorschrift an die für Abordnungen 
geltenden Regelungen des § 27 Absatz 2 und 3 BBG angepasst. 

Zu Buchstabe d (Absatz 5 - neu) 

Absatz 5 stellt klar, dass die Beamtinnen und Beamten auch weiterhin zu einem anderen Postnachfolgeuntemeh- 
men oder zu einer Dienststelle der öffentlichen Verwaltung abgeordnet oder versetzt werden können. 

Zu Nummer 7 (§ 6) 

Mit der neu gefassten Vorschrift wird die Möglichkeit einer Verwendung von Beamtinnen und Beamten auf einem 
ihrem Amt nicht angemessenen Arbeitsposten konkretisiert. Es wird klargestellt, dass eine solche Verwendung 
(nur) unter denselben Voraussetzungen zulässig ist, unter denen auch eine Abordnung zu einer nicht dem bishe- 
rigen Amt entsprechenden Tätigkeit möglich wäre (vgl. § 27 Absatz 2 und 3 BBG). Eine unterwertige Beschäfti- 
gung ist nur innerhalb der jeweiligen Laufbahn möglich (vgl. § 16 BBG). 

Darüber hinaus wird klargestellt, dass die dem Amt nicht entsprechende Verwendung grandsätzlich einer Beför- 
derung im Rahmen einer regelmäßigen Laufbahnentwicklung nicht entgegensteht. Die laufbahnrechtlichen Vo- 
raussetzungen für eine Beförderung — insbesondere die vorherige Erprobung auf einem höherwertigen Arbeits- 
posten (§ 22 Absatz 2 BBG in Verbindung mit § 1 Absatz 1 PostLV, sowie § 32 Nummer 2 und § 34 BLV) — 
müssen jedoch erfüllt sein. 

Zu Nummer 8 (§ 10) 

Redaktionelle Änderungen. 

Zu Nummer 9 (§ 14) 

Die neu gefasste Vorschrift enthält Folgeänderangen zur Übertragung der Wahrnehmung der Dienstherrenbeftig- 
nisse auf die Bundesanstalt (vgl. Artikel 3 Nummer 11 § 15). Die Vorschrift stellt klar, dass die betroffenen 
Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten weiterhin Versorgungsberechtigte des Bundes bleiben und nicht 
zu solchen der Bundesanstalt werden. Ihre gegen den Dienstherm begründeten Ansprüche richten sich weiterhin 
gegen den Bund. 

Auch die Vorschriften über die Finanzierung der Versorgungs- und Beihilfeleistungen bleiben unverändert. Die 
Postnachfolgeuntemehmen leisten weiterhin Beiträge an die Postbeamtenversorgungskasse. 

Ebenfalls unberührt bleibt die bislang in § 14 Absatz 5 und § 19 Absatz 4 geregelte Gewährshaftung des Bundes 
für Ansprüche aus öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnissen und einzelnen (außer)tariflichen Angestelltenverhält- 
nissen. Aus redaktionellen Gründen werden diese Regelungen in Absatz 3 zusammengefasst. 

Zu Nummer 10 (§ 15) 

Redaktionelle Änderungen zur Vereinheitlichung der im Gesetz verwendeten Begriffe. 

Zu Nummer 11 (§ 16) 

Zu Buehstabe a (Absatz 1) 

Zu Doppelbuehstabe aa (Satz 1) 

Redaktionelle Änderungen. 

Zu Doppelbuehstabe bb (Satz 2) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu dem im Rahmen des Dienstrechtsneuordnungsgesetzes vom 5. Febraar 
2009 (BGBl. I S. 160, 462) erfolgten Einbau der früheren jährlichen Sonderzahlung nach dem Bundessonderzah- 
lungsgesetz in die Besoldungstabellen. Bislang wurde die Bemessungsgrundlage der Untemehmensbeiträge zur 
Postbeamtenversorgungskasse noch nicht angepasst. Eine Änderang der Höhe der Untemehmensbeiträge für die 
Zukunft ergibt sich hieraus nicht. Allerdings fallen die Zahlungsansprüche der Postbeamtenversorgungskasse ge- 
genüber den Postnachfolgeuntemehmen für das Kalendeijahr 2011 einmalig um ca. 30 Mio. Euro geringer aus 
als nach der derzeitigen Gesetzeslage. Der entsprechende Unterschiedsbetrag wird vom Bund einmalig im Rah- 
men der Zuschüsse an die Postbeamtenversorgungskasse ausgeglichen. 

Zu Doppelbuchstabe ec (Satz 7) 

Der Zeitpunkt des Beginns des Zinslaufs wird gesetzlich klargestellt. Die Klarstellung entspricht der bisherigen 
V erwaltungspraxis. 
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Zu Doppelbuchstabe dd (Satz 8) 

Redaktionelle Änderung zur Vereinheitlichung der im Gesetz verwendeten Begriffe. 

Zu den Buchstaben b und c (Absätze 4 und 6) 

Redaktionelle Änderungen. 

Zu Nummer 12 (§ 17) 

Zu den Buchstaben a und b (Absätze 1 und 2) 

Redaktionelle Änderungen. 

Zu Buchstabe c (Absatz 3 - neu) 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich dem bisherigen § 19 Absatz 7. Aus systematischen Gründen erfolgt eine Ein- 
ordnung in § 17. 

Zu Nummer 13 (§ 18) 

Absatz 1 entspricht dem bisherigen § 1 8a. 

Absatz 2 Satz 1 stellt mit Rücksicht auf die Übertragung der Wahrnehmung der Dienstherrenbefugnisse auf die 
Bundesanstalt (vgl. Artikel 3 Nummer 11 § 15) klar, dass die bei den Postnachfolgeuntemehmen beschäftigten 
Beamtinnen und Beamten auch weiterhin bei einem Ausscheiden aus dem Beamtenverhältnis ohne Anspruch auf 
Altersgeld durch das Postnachfolgeuntemehmen, bei dem sie zuletzt beschäftigt waren, in der gesetzlichen Ren- 
tenversichemng nachzuversichem sind und dieses keine Erstattung von der Bundesanstalt oder der Bundesrepub- 
lik Deutschland für diese Zahlungen verlangen kann. Die Vorschrift entspricht der bislang schon geltenden 
Rechtslage und bewirkt insoweit keine Ändemng. 

Absatz 2 Satz 2 enthält den Regelungsgehalt des bisherigen § 18, soweit dieser noch nicht durch Zeitablauf erle- 
digt ist. 

Zu Nummer 14 (§§ 18a, 19) 

Redaktionelle Folgeänderang zu Nummer 1 3 : Die Regelung des bisherigen § 1 8a wurde in den neu gefassten § 1 8 
Absatz 1 übernommen. 

Der Regelungsgehalt des § 19 hat sich im Wesentlichen durch Zeitablauf erledigt. Soweit einzelne Bestimmungen 
noch benötigt werden, werden diese in andere Vorschriften übernommen; im Übrigen kann die Vorschrift aufge- 
hoben werden. 

Zu Nummer 15 (§ 20) 

Redaktionelle (Folge-)Änderangen. 

Zu Nummer 16 (Absehnitt 7) 

Abschnitt 7 (§§ 21 bis 23) regelt den Übergang der mit den Unternehmen der fhiheren Deutschen Bundespost 
abgeschlossenen privatrechtlichen Arbeitsverhältnisse auf die Postnachfolgeuntemehmen. Der Übergang der Ar- 
beitsverhältnisse ist abgeschlossen und bleibt unberührt. Aus Gründen der Rechtsbereinigung werden die Vor- 
schriften für die Zukunft aufgehoben. 

Zu Nummer 17 (§ 25) 

§ 25 enthält personalvertretungsrechtliche Übergangsregelungen, die sich durch Zeitablauf erledigt haben. Die 
Vorschrift kann aufgehoben werden. 

Zu Nummer 18 (§ 28) 

Redaktionelle Ändemngen. 

Zu Nummer 19 (§ 31) 

Redaktionelle Folgeändemng zu Nummer 5 Buchstabe g und h. 

Zu Nummer 20 (§ 36) 

Redaktionelle Ändemng. 

Zu Nummer 21 (Absehnitt 9) 

Zu § 38 (Postnaehfolgeunternehmen) 

Die neu geschaffene Vorschrift trägt der Entwicklung bei den Postnachfolgeuntemehmen Rechnung. Die pri- 
mären Postnachfolgeuntemehmen Deutsche Post AG, Deutsche Postbank AG und Deutsche Telekom AG haben 
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sich zu global agierenden Konzernen entwickelt, die ihrerseits teilweise wieder in größere Konzerne eingegliedert 
wurden. 

Die Vorschrift enthält nunmehr eine Legaldefinition der „Postnachfolgeuntemehmen“ im Sinne dieses Gesetzes. 
„Postnachfolgeuntemehmen“ sind danach zuerst die im Rahmen des Postneuordnungsgesetzes errichteten pri- 
mären Postnachfolgeuntemehmen, solange sie ihren Sitz im Inland haben (Absatz 1 Nummer 1). Eine Wahrneh- 
mung hoheitlicher Befugnisse durch eine ausländische juristische Person gegenüber Bundesbeamtinnen und Bun- 
desbeamten wäre mit den hergebrachten Gmndsätzen des Bemfsbeamtentums (Artikel 33 Absatz 5 GG) und der 
Wahrung der Rechtsstellung der Beamtinnen und Beamten der früheren Deutschen Bundespost (Artikel 143b 
Absatz 3 Satz 1 GG) unvereinbar. 

Zusätzlich enthält Absatz 2 eine Ermächtigungsgmndlage für die Bundesregiemng, durch Rechtsverordnung wei- 
tere Unternehmen als (sekundäre) Postnachfolgeuntemehmen zu bestimmen, soweit dies zur Wahmng der Rechts- 
stellung der Beamtinnen und Beamten — insbesondere ihrer Weiterbeschäftigung im Postnachfolgebereich — ge- 
boten ist. Mit Blick auf Artikel 143b GG kommen insoweit allerdings nur sekundäre Postnachfolgeuntemehmen 
in Betracht, also insbesondere solche Unternehmen, die im Wege einer Umwandlung aus einem primären Post- 
nachfolgeuntemehmen hervorgegangen sind, ln der Rechtsverordnung ist zu regeln, welche Beamtinnen und Be- 
amten bei dem Postfachfolgeuntemehmen beschäftigt werden. Hierfür ist eine abstrakte Umschreibung der Be- 
schäftigungsbereiche oder Organisationseinheiten, in denen die Beamtinnen und Beamten tätig sind, ausreichend. 

Ein Automatismus der Beleihung mit Dienstherrenbefugnissen besteht dabei nicht. Vielmehr wird jeweils im 
Einzelfall durch den Verordnungsgeber sorgfältig zu prüfen sein, inwiefern ein Unternehmen zur Wahrnehmung 
der Rechte und Pflichten des Dienstherm Bund geeignet erscheint. Fehlt es an der entsprechenden Eignung oder 
ist eine Übertragung hoheitlicher Befugnisse aus anderweitigen Gründen nicht zweckmäßig, ist eine andere Lö- 
sung zu finden, die die Rechtsstellung der Beamtinnen und Beamten nachhaltig gewährleistet. 

Im Vorfeld der Entscheidung über eine Beleihung sind sowohl die Organe der betroffenen Unternehmen als auch 
die Spitzenorganisationen der zuständigen Gewerkschaften (§118 BBG) zu beteiligen. 

Zu § 39 (Umwandlung und Auflösung) 

Die neu geschaffene Vorschrift dient dem Schutz des Bundesinteresses bei gesellschaftsrechtlichen Maßnahmen 
der Postnachfolgeuntemehmen. Sie orientiert sich an den Gläubigerschutzvorschriften des Umwandlungsrechts 
und berücksichtigt dabei die besondere Funktion und Stellung der Postnachfolgeuntemehmen. 

Entsprechende gesetzliche Regelungen wurden bislang als entbehrlich angesehen, da der Bund als Anteilseigner 
mit seiner aktienrechtlichen Sperrminorität Hauptversammlungsbeschlüsse hätte verhindern können, die einer 
Weiterbeschäftigung der Beamtinnen und Beamten entgegenstehen. Diese Situation hat sich inzwischen geändert. 
Der Bund hält lediglich noch an der Deutschen Telekom AG eine sichere aktienrechtliche Sperrminorität. Einen 
bestimmenden Einfluss auf unternehmerische Entscheidungen der Postnachfolgeuntemehmen kann er insoweit 
nicht mehr geltend machen, und ein solcher wäre auf Grand der Privatisierangsentscheidung der Artikel 87f und 
143b GG auch nicht wünschenswert. Die Sicherung der beamtenrechtlichen Pflichten des Dienstherm hat daher 
in anderer Weise zu erfolgen. 

Die Vorschrift betrifft allein die in Absatz 1 Satz 1 und Absatz 5 enumerativ genannten gesellschaftsrechtlichen 
Tatbestände. Auf anderweitige Maßnahmen (beispielsweise eine Änderung des Namens nach § 1 Absatz 2 Satz 2 
des Postumwandlungsgesetzes oder einen Formwechsel nach den §§190 ff des Umwandlungsgesetzes), die die 
Identität des Unternehmens als solches unverändert lassen, ist sie nicht anzuwenden. 

Zu Absatz 1 

Mit Blick auf die besondere verfassungsrechtliche Pflichtenbindung der Postnachfolgeuntemehmen nach Arti- 
kel 143b Absatz 3 GG erweitert Absatz 1 die Sorgfaltspflichten, die den Organen des Postnachfolgeuntemehmens 
bei Umwandlungsentscheidungen allgemein obliegen. Bei der Entscheidung sind neben betrieblichen und be- 
triebswirtschaftlichen Gesichtspunkten auch die Belange der bei dem Postnachfolgeuntemehmen beschäftigten 
Beamtinnen und Beamten sowie die Interessen des Dienstherm Bund mit zu berücksichtigen. Um dem Bund 
Gelegenheit zu geben, die Auswirkungen der geplanten Maßnahmen auf die Weiterbeschäftigung der Beamtinnen 
und Beamten sowie die finanziellen Interessen des Bundes zu prüfen, wird eine Anzeigepflicht des Postnachfol- 
geuntemehmens begründet, die bereits vor dem Wirksamwerden der Umwandlung besteht. Sie ermöglicht es dem 
Dienstherm, zeitnah tätig zu werden, ln Parallelität zur aufsichtsrechtlichen Bestimmung des § 20 Absatz 1 Satz 2 
PostPersRG steht dem BMF auch hier das uneingeschränkte Recht zu, die entsprechenden Informationen beim 
Vorstand und beim Aufsichtsrat einzuholen. 
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Zu Absatz 2 

Die weitere Erfüllung der Zahlungs- und Kostentragungspflichten der Unternehmen nach Umwandlungen wird 
in erster Linie durch Sicherheitsleistung gesichert. Art und Höhe der Sicherheitsleistung werden durch das Bun- 
desministerium der Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesministerium des Innern und dem Bundesministe- 
rium für Wirtschaft und Energie durch Verwaltungsakt festgesetzt, ln Betracht kommen die üblichen Formen der 
Sicherheitsleistung nach § 232 BGB. Wenn eine Gefährdung der Zahlungs- und Kostentragungspflichten ausge- 
schlossen erscheint, soll jedoch von einer Sicherheitsleistung abgesehen werden. Dies ist insbesondere bei Um- 
wandlungen kleineren Umfangs der Fall (z. B. Abspaltung unwesentlicher Untemehmensteile), die die wirtschaft- 
liche Leistungsfähigkeit des Postnachfolgeuntemehmens unverändert lassen oder sogar steigern. Darüber hinaus 
ist auch die Konstellation denkbar, dass ein wirtschaftlich leistungsfähigeres Unternehmen belieben werden kann 
und hierdurch die Interessen des Bundes - mindestens gleichwertig - geschützt sind. 

Zu Absatz 3 

Grundsätzlich haften die Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats dem Bund für einen Zeitraum von zehn 
Jahren nach der Umwandlung als Gesamtschuldner für den Schaden, den dieser erleidet, wenn nach einer Um- 
wandlung die Zahlungs- und Kostentragungspflichten des Unternehmens nicht erfüllt werden und der Bund als 
Dienstherr unmittelbar Leistungen erbringen muss. 

Die Ersatzpflicht entfällt jedoch, wenn die in Anspruch genommenen Organmitglieder ihre Pflichten nach Ab- 
satz 1 beachtet haben oder nachweisen können, dass die Zahlungs- und Kostentragungspflichten von dem Post- 
nachfolgeuntemehmen auch ohne die Umwandlung nicht hätte erfüllt werden können, die Zahlungsunfähigkeit 
also auf Faktoren beraht, die von der Umwandlung nicht negativ beeinflusst wurden. Die Verantwortlichkeit der 
Organmitglieder reicht von daher nicht weiter als die getroffene gesellschaftsrechtliche Entscheidung; sie umfasst 
keine allgemeinen unternehmerischen Risiken. 

Darüber hinaus entfällt die Ersatzpflicht auch dann, wenn eine nach Absatz 2 festgesetzte Sicherheit geleistet 
worden ist, selbst wenn diese für die Befriedigung der Ansprüche des Bundes nicht hinreichen sollte. 

Von der Haftungsregelung des Absatzes 3 unberührt bleiben die von den Organmitgliedem nach anderen Rechts- 
vorschriften zu beachtenden Sorgfaltspflichten, insbesondere gesellschafts- und umwandlungsrechtliche Sorg- 
faltspflichten (beispielsweise die Beachtung der Sorgfalt bei Prüfüng der Vermögenslage der an der Umwandlung 
beteiligten Rechtsträger und die Beachtung der Sorgfalt bei Abschluss eines Verschmelzungsvertrages, vgl. § 25 
Absatz 1 UmwG). Ansprüche der Bundesrepublik Deutschland nach anderen Rechtsvorschriften bleiben insoweit 
unberührt. 

Zu Absatz 4 

Für die Ansprüche des Bundes und der Bundesanstalt gegenüber dem (früheren) Postnachfolgeuntemehmen wird 
dieses als unverändert fortbestehend fingiert. 

Zu Absatz 5 

Der Anwendungsbereich der Vorschrift wird über Umwandlungen hinaus auch auf den vergleichbaren Fall einer 
gewillkürten Auflösung des Postnachfolgeuntemehmens erstreckt. 

Zu den Nummern 22 bis 26 

Redaktionelle Ändemng zur Vereinheitlichung der im Gesetz verwendeten Begriffe. 

Zu Artikel 2 (Weitere Änderung des Postpersonalreehtsgesetzes) 

Auf Grand des BUK-Neuorganisationsgesetzes (BUK-NOG) vom 19. Oktober 2013 (BGBl. I S. 3836, 3851) 
werden zum 1. Januar 2016 die Unfallkasse Post und Telekom und die Berafsgenossenschaft für Transport und 
Verkehrswirtschaft in die neue „Berafsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Telekommunikation“ 
eingegliedert. Das Gesetz zur Errichtung der Berafsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Telekom- 
munikation ersetzt ab diesem Zeitpunkt das Postsozialversicherangsorganisationsgesetz vom 14. September 1994 
(BGBl. 1 S. 2325, 2338). 

Zu Artikel 3 (Änderung des Bundesanstalt Post-Gesetzes) 

Zu Nummer 1 (Kurzbezeiehnung) 

Redaktionelle Änderung. 

Zu Nummer 2 (Inhaltsübersieht) 

Redaktionelle Änderungen. 
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Zu Nummer 3 (Bezeichnungen und Überschriften der Abschnitte, Unterabschnitte und Paragrafen) 
Redaktionelle Änderungen. 

Zu Nummer 4 (§ 1) 

Redaktionelle Änderung. 

Zu Nummer 5 (§ 3) 

Zu Buchstabe a (Absätze 1 und 2) 

In Absatz 1 erfolgt eine redaktionelle Änderung. 

In Absatz 2 wird der Begriff der „Postnachfolgeuntemehmen“ im Sinne dieses Gesetzes unter Verweis auf das 
PostPersRG (vgl. Artikel 1 Nummer 21 § 38 neu) definiert. Eine abweichende Begrifflichkeit wäre vor dem Hin- 
tergrund der Aufgaben der Bundesanstalt nicht sachgerecht. Der bisherige Regelungsgehalt des Absatzes ist über- 
holt und kann entfallen. 

Zu den Buchstaben b und c (Absätze 3 und 4) 

Redaktionelle Änderungen. 

Zu Nummer 6 (§ 4) 

Redaktionelle Änderung. Der Satz entspricht dem bisherigen § 23 Absatz 7. Aus systematischen Gründen erfolgt 
eine Einordnung in § 4. 

Zu Nummer 7 (§ 5) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Folgeänderung zu Artikel 1 Nummer 21 § 38 neu. Die Zahl der „weiteren Mitglieder“ des Verwaltungsrats der 
Bundesanstalt wird künftig in Abhängigkeit von der Zahl der Postnachfolgeuntemehmen bestimmt. Hierdurch 
wird einerseits sichergestellt, dass jedes Unternehmen sowie deren Personal jeweils eine Vertreterin oder einen 
Vertreter in den Verwaltungsrat entsenden kann, gleichzeitig jedoch die Stimmenparität mit den vom Bundesmi- 
nisterium der Finanzen bestimmten weiteren Mitgliedern des Verwaltungsrats gewahrt bleibt. Aktuell ergibt sich 
hieraus keine Änderang der Zusammensetzung des Verwaltungsrats. 

Zu Buchstabe b (Absatz 2) 

Die Vorschrift eröffnet die Möglichkeit, die Stimmenverteilung im Verwaltungsrat, unter Beachtung der 
Stimmenparität, durch Satzung der Bundesanstalt zu regeln. So kann beispielsweise festgelegt werden, dass - wie 
bislang auch schon (vgl. § 5 Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 der bisherigen Gesetzesfassung) - die Bundesvertreter 
im Verwaltungsrat jeweils mehrere Stimmen führen. Ebenso möglich wäre jedoch auch eine differenzierte 
Stimmenverteilung innerhalb der Untemehmensvertreter. 

Zu Nummer 8 (§ 8) 

Redaktionelle Änderungen. 

Zu Nummer 9 (§ 10) 

Die Vorschriften zur Wirtschaftsführung und Rechnungslegung der Postbeamtenversorgungskasse werden klarer 
gefasst und mit den Verfahren der Haushalts- und Vermögensrechnung des Bundes harmonisiert. 

Zu Nummer 10 (§ 14) 

Die Änderung dient der Rechtsbereinigung. Die §§15 und 16 enthalten in ihrer bisherigen Fassung vollständige 
Doppelungen des § 1 Absatz 5 und 6 PostPersRG. 

Zu Nummer 11 (§§ 15 bis 17) 

Zu § 15 (Ausübung der dienstrechtlichen Befugnisse bei Versorgungsempfängerinnen und 
Versorgungsempfängern aus dem Bereich der früheren Deutschen Bundespost) 

Zu Absatz 1 

Die neu geschaffene Vorschrift berechtigt und verpflichtet die Bundesanstalt, die dem Dienstherm Bund oblie- 
genden Rechte und Pflichten gegenüber den Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten sowie den sonstigen 
Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfängem der früheren Deufschen Bundespost und der Postnach- 
folgeuntemehmen wahrzunehmen. Die Bundesanstalt übernimmt diese Aufgabe von den Postnachfolgeuntemeh- 
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men, die weiterhin nach § 19 BAPostG die Verwaltungskosten tragen. Der Bund bleibt Dienstherr der Ruhe- 
standsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten; ein Dienstherrenwechsel zur Bundesanstalt findet nicht statt (vgl. Ar- 
tikel 1 Nummer 9). 

Die Bundesanstalt nimmt als Anstalt des öffentlichen Rechts bereits heute verschiedene dienstrechtliche und so- 
ziale Aufgaben mit Bezug zu den Postnachfolgeuntemehmen wahr; die Aufgabenübertragung ist dadurch unbü- 
rokratisch und kostengünstig möglich. Insbesondere ist die Bundesanstalt bereits heute die Verwaltungsträgerin 
der Postbeamtenversorgungskasse und erbringt als solche Versorgungs- und Beihilfeleistungen an ehemalige Be- 
amtinnen und Beamte der Deutschen Bundespost. Die Versorgungsempfangerinnen und Versorgungsemp langer 
haben damit künftig nur noch einen zentralen Ansprechpartner. 

Zu Absatz 2 

Die Befugnisse der obersten Dienstbehörde und die Befugnisse der Dienstvorgesetzten oder des Dienstvorgesetz- 
ten werden grandsätzlich von der Präsidentin der Bundesanstalt oder dem Präsidenten der Bundesanstalt wahrge- 
nommen. Durch die Übertragung der Befugnisse auf die Präsidentin der Bundesanstalt oder den Präsidenten der 
Bundesanstalt, dessen oberste Dienstbehörde wiederum das BMF ist (vgl. Artikel 3 Nummer 6), bleibt das demo- 
kratische Legitimationsverhältnis (Artikel 20 Absatz 2 GG) bei den beamtenrechtlichen Entscheidungen gewahrt. 

Aus Gründen der Synergie sowie der Bündelung von Fachwissen sieht Satz 2 vor, dass die Bundesanstalt und ihre 
Präsidentin oder ihr Präsident im Rahmen von Annexkompetenzen auch die Zuständigkeit für solche Aufgaben 
(beispielsweise Versorgungsfestsetzung und Versorgungsauskunft, Aufgaben nach dem Altersgeldgesetz) hat, die 
mit den übertragenen Aufgaben in einem engen Zusammenhang stehen. Die Postnachfolgeuntemehmen brauchen 
insoweit künftig kein Fachwissen mehr vorzuhalten. 

Zu Absatz 3 

Die Vorschrift entspricht der bisherigen Regelung in § 3 Absatz 7 PostPersRG und § 144 Absatz 1 BBG, wonach 
die für die Aufsicht zuständige oberste Bundesbehörde in beamten- und beamtenversorgungsrechtlichen Angele- 
genheiten das Recht zum Entscheidungsvorbehalt und zum Selbsteintritt besitzt und verbindliche Grandsätze für 
die Entscheidung aufstellen kann. Auf Grand der besonderen Stellung der Bundesanstalt im Verhältnis zu den 
Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten sowie den sonstigen Versorgungsempfängerinnen und Versor- 
gungsempfängem der fhiheren Deufschen Bundespost und der Postnachfolgeuntemehmen bedarf es hier einer 
gesonderten Regelung; § 3 Absatz 7 PostPersRG und § 144 Absatz 1 BBG sind insoweit nicht anwendbar. 

Zu § 16 (Beihilfebearbeitung) 

Zu Absatz 1 

Die neu geschaffene Vorschrift ermöglicht eine einheitliche, rechtssichere und verwaltungsökonomische Bear- 
beitung der beamtenrechtlichen Beihilfe für die bei den Postnachfolgeuntemehmen beschäftigten Beamtinnen und 
Beamten. 

Zurzeit sind die Zuständigkeiten in der Beihilfebearbeitung getrennt. Die Festsetzung der Beihilfe erfolgt formal 
durch die mit Dienstherrenbefugnissen beliehenen Postnachfolgeuntemehmen. Dagegen erfolgen die Berechnung 
der Beihilfe sowie die Vorbereitung der Festsetzungsentscheidung durch ganz unterschiedliche Stellen: Bei den 
Beamtinnen und Beamten, die in der PBeaKK beihilfeergänzend krankenversichert sind, erfolgt sie durch die 
PBeaKK im sog. „vereinigten Verfahren“; bei den Mitgliedern anderer Krankenversicherungen dagegen durch 
die Postnachfolgeuntemehmen oder durch das BADV. Diese Verteilung der Zuständigkeiten hat sich nicht be- 
währt. 

Die Verantwortung für die Bearbeitung der Beihilfe sowie die damit zusammenhängenden Aufgaben (insbeson- 
dere Festsetzung der Beihilfe durch Verwaltungsakt, Abänderung des Beihilfebescheides, Erlass des Wider- 
sprachsbescheides sowie Führung der Klageverfahren, Führung der Beihilfeakten, Geltendmachung und gericht- 
liche Durchsetzung von Schadenersatzansprüchen wegen geleisteter Beihilfeausgaben) wird künftig bei der Bun- 
desanstalt konzentriert. Sie nimmt insoweit die Befugnisse der obersten Dienstbehörde für die bei den Posfnach- 
folgeuntemehmen beschäftigten Beamtinnen und Beamten wahr. Die Vorschriften zur Kostentragung der Beihil- 
feausgaben sowie die aufsichtsrechtlichen Befugnisse des BMF bleiben unberührt. 

Die Postnachfolgeuntemehmen haben die Bundesanstalt bei der Durchführung der Aufgaben zu unterstützen. Die 
Einzelheiten hierzu sind in den nach § 19 Absatz 1 Satz 1 BAPostG abzuschließenden Geschäftsbesorgungsver- 
trägen zu regeln. 
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Zu Absatz 2 

Die Bundesanstalt bedient sich bei der Bearbeitung der Beihilfe der PBeaKK. Die PBeaKK wird als betriebliche 
Sozialeinrichtung der früheren Deutschen Bundespost in der Rechtsform einer Körperschaft des öffentlichen 
Rechts durch die Bundesanstalt weitergeführt. Sie berechnet bereits heute im „vereinigten Verfahren“ für ihre 
Mitglieder die Beihilfe. Für die große Mehrzahl der Postbeamtinnen und Postbeamten wird sich daher in der 
fachlichen Betreuung nichts ändern. Ihre Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner bleiben erhalten. 

Eine unmittelbare Übertragung der Beihilfebearbeitung auf die in Selbstverwaltung handelnde PBeaKK wäre da- 
gegen nicht sachgerecht. Es handelt sich bei der Beihilfebearbeitung um eine staatliche Aufgabe, die sowohl aus 
Gründen der Aufsicht wie des Einflusses des Bundes außerhalb der Selbsfverwaltung der Postbeamtenkranken- 
kasse verbleiben muss. 

Aus verwaltungsökonomischen Gründen bedient sich die Bundesanstalt auch bei der Bearbeitung der Beihilfe für 
die Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten sowie die sonstigen Versorgungsempfängerinnen und Ver- 
sorgungsempfanger der früheren Deutschen Bundespost und der Postnachfolgeuntemehmen der PBeaKK (vgl. 
§ 15 — neu). Eine Unterscheidung zwischen aktiven Beschäftigten und Pensionären erscheint insoweit nicht sach- 
gerecht. 

Zu § 17 (Ausübung der dienstrechtlichen Befugnisse bei der Auflösung von Postnachfolgeunternehmen) 
Zu Absatz 1 

Die neu geschaffene Vorschrift enthält eine Auffangregelung für den Fall, dass ein Postnachfolgeuntemehmen 
aufgelöst wird oder kraft Gesetzes erlischt. In diesem Fall tritt die Bundesanstalt (zumindest zeitweilig) an die 
Stelle des Unternehmens hinsichtlich der bei diesem beschäftigten Beamtinnen und Beamten. Der Bund bleibt 
weiterhin Dienstherr der Beamtinnen und Beamten; ein Wechsel in die allgemeine Bundesverwaltung findet je- 
doch nicht statt. 

Zu Absatz 2 

Die Bundesanstalt nimmt die dem Dienstherm Bund obliegenden Aufgaben und Befugnisse gegenüber den be- 
troffenen Postbeamtinnen und Postbeamten wahr. Die Vorschrift entspricht inhaltlich im Wesentlichen der Rege- 
lung für Ruhesfandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten (vgl. § 15 — neu). Die Beteiligungsrechte der Interessen- 
vertretungen werden durch die entsprechenden Gremien und Personen der Bundesanstalt wahrgenommen. Mit 
Blick auf Artikel 143b Absatz 3 Satz 1 GG wird klargestellt, dass die Ausübung der Dienstherrenbefugnisse durch 
die Bundesansfalf einer Beschäftigung der Beamtinnen und Beamten bei den Postnachfolgeuntemehmen gleich- 
steht. Die vorrangige Pflichtenstellung der Postnachfolgeuntemehmen gegenüber den Beamtinnen und Beamten 
der früheren Deutschen Bundespost bleibt damit gewahrt. Lediglich die Kostentragungspflicht für vermögens- 
rechtliche Ansprüche der Beamtinnen und Beamten obliegt in den Fällen des Absatzes 1 dem Bund. 

Zu Absatz 3 

Die Aufgabe der Bundesanstalt besteht vorrangig darin, den von der Abwicklung betroffenen Beamtinnen und 
Beamten wieder eine ihrem statusrechtlichen Amt entsprechende Tätigkeit zu übertragen (auch für den Zeitraum 
bis zum Wirksamwerden einer Beleihung nach § 38 Absatz 2 PostPersRG). Aus diesem Gmnd werden der Bun- 
desanstalt — neben den allgemeinen beamtenrechtlichen Instmmentarien — auch die untemehmensspezifischen 
Instramente der Beurlaubung und Zuweisung sowie der befristeten unterwertigen Beschäftigung zur Verfügung 
gestellt. Darüber hinaus sind die für Körperschaftsumbildungen geltenden Regelungen des § 136 BBG entspre- 
chend anzuwenden. 

Zu Nummer 12 (§ 21) 

Es entspricht der bewährten Praxis der Bundesanstalt, die von ihr vorzulegenden Jahresabschlüsse im Wesentli- 
chen nach den handelsrechtlichen Grundsätzen aufzustellen, die für große Kapitalgesellschaften gelten. Auf Vor- 
schlag des Bundesrechnungshofs wird diese Praxis gesetzlich festgeschrieben. Darüber hinaus werden die Vor- 
schriften zum Jahresabschluss der Bundesanstalt mit denen der Postbeamtenversorgungskasse (§10 BAPostG) 
harmonisiert. Auf die Vorlage eines Geschäftsberichts kann zukünftig verzichtet werden. Ebenso wie bislang 
schon nach § 10 Absatz 2 Satz 4 BAPostG findet das Publizitätsgesetz zum Schutz der Betriebsgeheimnisse der 
Postnachfolgeuntemehmen bei der Rechnungslegung der Bundesanstalt keine Anwendung. 

Zu Nummer 13 (§ 23) 

Zu den Buehstaben a und b 

Redaktionelle Anpassung an die heutige arbeitsrechtliche Terminologie. 
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Zu Buchstabe c 

Die Regelung in Absatz 5 ist durch Zeitablauf überholt und kann aufgehoben werden. Die Aufhebung des Absat- 
zes 7 ist eine Folgeänderung zu Artikel 3 Nummer 6. 

Zu Buchstabe d 

Redaktionelle Folgeänderung zu Buchstabe c. 

Zu Nummer 14 (§ 26b) 

Zu Buchstabe a 

Nach Absatz 1 besteht der Vorstand der PBeaKK aus einer oder mehreren Personen, ln letzterem Fall konnten 
diese die PBeaKK bislang nur gemeinsam vertreten. Dies erscheint bei Rechtsgeschäften von geringer wirtschaft- 
licher Bedeutung nicht sachgerecht. 

Vergleichbar der Regelung in der gesetzlichen Krankenversicherung (§35 SGB IV) wird daher eine gesetzliche 
Grundlage für eine Satzungsregelung geschaffen, die die Möglichkeit zur Einzelvertretung eröffnet. Die Entschei- 
dung, inwiefern von dieser Satzungsermächtigung Gebrauch gemacht wird, obliegt den Selbstverwaltungsorga- 
nen. 

Zu den Buchstaben b und c 

Die Mitglieder des paritätisch besetzten Verwaltungsrats der PBeaKK erhalten derzeit eine Aufwandsentschädi- 
gung entsprechend den Vorschriften des Versicherangsaufsichtsgesetzes für den bei der Bundesanstalt für Finanz- 
dienstleistungsaufsicht (BaFin) gebildeten Versicherangsbeirat aus Sachverständigen des Versicherangswesens. 
Dieser Verweis auf die Regelungen des Versicherungsbeirats der BaFin wird der Stellung des Verwaltungsrates 
als Selbstverwaltungsorgan einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft nicht gerecht. Der Verwaltungsrat soll künf- 
tig selbst über die Höhe der Aufwandsentschädigung seiner Mitglieder beschließen. Der Beschluss bedarf der 
Genehmigung der Bundesanstalt. 

Zu Nummer 15 (§ 26d) 

Zu den Absätzen 1 und 2 

Die Absätze 1 und 2 entsprechen im Wesentlichen dem bisherigen § 26d Absatz 1. Die Neufassung hebt jedoch 
deutlicher als bisher die besondere Funktion der PBeaKK als betriebliche Sozialeinrichtung hervor, deren Versi- 
cherangsleistungen — insbesondere in der Grundversicherang - die beamtenrechtliche Beihilfe ergänzen und da- 
mit die soziale Absicherang ihrer Mitglieder in Krankheits-, Pflege- und Geburtsfällen umfassend gewährleisten 
sollen. Hinsichtlich der Leistungen der Grandversicherang handelt sie zwingend öffentlich-rechtlich. 

Daneben kann die PBeaKK Zusatz- und Ergänzungsversicherungen anbieten, die einem höheren Absicherungs- 
oder Komfortbedürfhis ihrer Mitglieder Rechnung tragen. Sie kann insoweit wählen, ob sie öffentlich-rechtlich 
oder privatrechtlich tätig werden möchte. Insbesondere kann sie nach § 26c Absatz 2 BAPostG zur Erbringung 
dieser Leistungen auch juristische Personen des Privatrechts gründen und betreiben. 

Zu Absatz 3 

Folgeänderung zu Artikel 3 Nummer 11 (§ 16 — neu). Der PBeaKK wird die Aufgabe übertragen, gegen Kosten- 
erstattung und im Auftrag der Bundesanstalt die Beihilfe in Krankheits-, Pflege- und Geburtsfallen zu bearbeiten, 
die Beihilfeakten zu führen sowie Schadenersatzansprüche nach § 76 BBG wegen geleisteter Beihilfeausgaben 
geltend zu machen. Es handelt sich insoweit um staatliche Aufgaben außerhalb der Selbstverwaltung. Die Gre- 
mien und Einrichtungen der Selbstverwaltung (beispielsweise die Widerspruchsausschüsse) sind insoweit nicht 
zur Entscheidung berufen. Die PBeaKK unterliegt darüber hinaus den Weisungen der Bundesanstalt. 

Zu Nummer 16 (§ 26g) 

Die Übergangsvorschrift in Absatz 4 ist durch Zeitablauf überholt. Sie betraf ausschließlich die Jahre 2005 bis 
2008. 

Zu Nummer 17 (§ 26j) 

Folgeänderungen. Die Vorschrift zur Freistellung der Bundesrepublik Deutschland von Ansprüchen der (ehema- 
ligen) Postbeamtinnen und Postbeamten wegen Überschreitung der zulässigen Beitragsgrenze in der Grandversi- 
cherang der PBeaKK erfasst künftig sowohl die eigenen Beamtinnen und Beamten der Bundesanstalt (§ 23 
BAPostG) als auch die ehemaligen Postbeamtinnen und Postbeamten, für die die Bundesanstalt die Dienstherren- 
befugnisse für den Bund ausübt (vgl. § 15 BAPostG - neu). 
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Zu Nummer 18 (§ 26k) 

§ 26k BAPostG regelte bislang unmittelbar durch Gesetz die Verteilung des Verwaltungsaufwands der PBeaKK 
auf die verschiedenen Kostenträger (Postbeamtenkrankenkasse, Bundesanstalt, Postnachfolgeuntemehmen, Bund 
und andere Dienstherren sowie Mitglieder der PBeaKK). Es hat sich jedoch gezeigt, dass diese Verteilung nicht 
in allen Fällen sachgerecht war und einer Revision sowie nachfolgend einer größeren Flexibilität bedurft hätte. 
Mit Blick auf die der Bundesanstalt und der PBeaKK nunmehr noch zusätzlich übertragenen Aufgaben und Be- 
fugnisse (vgl. Artikel 3 Nummer 1 1) verstärkt sich dieses Bedürfnis noch. 

Die Vorschrift verpflichtet daher das BMF, die Verteilung des Verwaltungsaufwands auf die Kostenträger sowie 
das Nähere zur Erstattung der Beihilfekosten in einer Rechtsverordnung zu regeln. 

Zu Nummer 19 (§ 261) 

Auf Grund der fachlichen Komplexität und des hohen Spezialisierangsgrades der Beihilfebearbeitung sind immer 
mehr Stellen der öffentlichen Verwaltung daran interessiert, ihre Beihilfebearbeitung zentralen Dienstleistem zu 
übertragen. Der PBeaKK wird die Möglichkeit eröffnet, gegen Entgelt und mit Zustimmung der jeweils zustän- 
digen obersten Dienstbehörde solche Dienstleistungen zukünftig anzubieten. Ziel der Übernahme der Beihilfebe- 
arbeitung für andere Stellen der öffentlichen Verwaltung ist eine optimierte Nutzung des vorhandenen Know- 
hows und der Kapazitäten sowie die Schaffung von Skaleneffekten. Eine Konkurrenz zu anderen zentralen Dienst- 
leistem des Bundes (insbesondere Bundesverwaltungsamt und BADV) soll hierdurch nicht begründet werden. 

Zu Nummer 20 (§ 30) 

Die Übergangsregelungen sind durch Zeitablauf überholt und können aufgehoben werden. 

Zu den Nummern 21 und 22 

Redaktionelle Ändemngen zur Vereinheitlichung der im Gesetz verwendeten Begriffe. 

Zu Artikel 4 (Weitere Änderung des Bundesanstalt-Post-Gesetzes) 

Die Begründung zu Artikel 2 gilt entsprechend. 

Zu Artikel 5 (Änderung des Versorgungsrüeklagegesetzes) 

Die Bundesanstalt bildet aufgmnd von § 249 Absatz 1 des Flandelsgesetzbuchs in Verbindung mit § 21 BAPostG 
eigene Pensionsrückstellungen für ihre Beschäftigten im Sinne von § 1 Absatz 2 des Versorgungsrücklagegesetzes 
(VersRücklG). Daher trifft die Bundesanstalt nicht die Pflicht, dem Sondervermögen „Versorgungsrücklage des 
Bundes“ Mittel zuzuführen. 

Von 1999 bis 2008 hat die Bundesanstalt jedoch Mittel in die „Versorgungsrücklage des Bundes“ eingezahlt. Die 
in die Versorgungsrücklage eingezahlten Mittel sollen - analog der Regelung für die Bundesanstalt für Finanz- 
dienstleistungsaufsicht (§ 7a VersRücklG) und die Bundesagentur für Arbeit (§ 7b VersRücklG) - in voller Flöhe 
entnommen und dem Pensionsfonds der Bundesanstalt zugeführt werden. 

Die Entnahme von Mitteln aus dem Sondervermögen „Versorgungsrücklage des Bundes“ ist gemäß § 7 Satz 2 
VersRücklG durch Gesetz zu regeln. 

Zu Artikel 6 (Folgeänderungen) 

Zu Absatz 1 (BUK-Neuorganisationsgesetz) 

Folgeändemng zu Artikel 3 Nummer 18. 

Zu Absatz 2 (Postlaufbahnverordnung) 

Die Nummern 1 und 2 enthalten Folgeändemngen zu Artikel 1 Nummer 6 Buchstabe a. 

Nummer 3 bestimmt aus Gründen des Vertrauensschutzes, dass Beurlaubungen, die vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes nach § 13 SUrlV in Verbindung mit § 4 Absatz 3 Satz 8 PostPersRG in der bis dahin geltenden Fassung 
erfolgt sind, laufbahnrechtlich den Beurlaubungen nach § 4 Absatz 2 PostPersRG gleichgestellt werden, sofern 
deren Zeit ruhegehaltfähig ist. 

Zu Absatz 3 (Postsozialversicherungsorganisationsgesetz) 

Nummer 1 enthält eine Folgeändemng zu Artikel 1 Nummer 4. 

Mit Nummer 2 wird zum einen ein gesetzgeberisches Versehen berichtigt; zum andern enthält die Vorschrift eine 
Folgeändemng zu Artikel 3 Nummer 1 . 
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Zu Absatz 4 (Gesetz zur Erriehtung einer Museumsstiftung Post und Telekommunikation) 

Redaktionelle Änderung zur Vereinheitlichung der im Bundesrecht verwendeten Begriffe. 

Zu Artikel 7 (Inkrafttreten) 

Zu Absatz 1 

Die Neufassung des § 16 Absatz 1 Satz 2 PostPersRG soll rückwirkend zu dem Zeitpunkt in Kraft treten, zu dem 
die Vorschriften des Dienstrechtsneuordnungsgesetzes vom 5. Februar 2009 (BGBl. 1 S. 160) zum Einbau der 
jährlichen Sonderzahlung in die Dienstbezüge in Kraft getreten sind. Die Rechtsänderung ist für die Postnachfol- 
geuntemehmen günstig; wirtschaftliche Nachteile für andere Personen ergeben sich nicht. Das Defizit der Post- 
beamtenversorgungskasse wird vom Bund ausgeglichen. Ein rückwirkendes Inkrafttreten der Regelung ist daher 
unproblematisch. 

Zu Absatz 2 

Artikel 3 Nummer 19 eröffnet der PBeaKK die Möglichkeit, mit Zustimmung der jeweils zuständigen obersten 
Dienstbehörde die Beihilfebearbeitung für andere Stellen der öffentlichen Verwaltung gegen Entgelt durchzufüh- 
ren. Im Hinblick auf die notwendigen Vorlaufzeiten zur Übernahme solcher Aufgaben und der Teilnahme an 
Ausschreibungen soll die Regelung rückwirkend in Kraft treten. Die Rechtsänderung begründet ausschließlich 
Rechte für die PBeaKK; Nachteile für andere Personen ergeben sich nicht. Ein rückwirkendes Inkrafttreten der 
Regelung ist daher unproblematisch. 

Zu Absatz 3 

Die Vorschrift dient dem Schutz des Bundesinteresses vor nachteiligen gesellschaftsrechtlichen Maßnahmen, die 
in der Zeit zwischen dem öffentlichen Bekanntwerden des Gesetzentwurfs der Bundesregierung und dem Inkraft- 
treten des Gesetzes umgesetzt werden. Die über den Gesetzentwurf informierten Postnachfolgeuntemehmen ha- 
ben ab diesem Zeitpunkt keine vertrauensschutzwürdige Rechtsposition mehr hinsichtlich der Durchführung von 
gesellschaftsrechtlichen Maßnahmen ohne haftungsrechtliche Sicherung. Maßnahmen aus der Zeit vor diesem 
Termin bleiben unberührt. 

Zu Absatz 4 

Die Übernahme der Personalverwaltungsaufgaben durch die Bundesanstalt erfordert einen zeitlichen Vorlauf zur 
personalwirtschaftlichen und organisatorischen Umsetzung. Den Beamtinnen und Beamten sowie den Versor- 
gungsempfängerinnen und Versorgungsempfängem kann dadurch jederzeif ein hoher Sfandard der Aufgabener- 
füllung gewährleisfet werden. Die entsprechenden Vorschriften sollen deshalb erst am 1. Januar 2016 in Kraft 
treten. 

Am 1. Januar 2016 sollen auch die Folgeänderungen zu dem an diesem Tag in Kraft tretenden Artikel 2 BUK- 
NOG in Kraft treten. 

Zu Absatz 5 

Im Übrigen tritt das Gesetz am Tag nach der Verkündung in Kraft. 



Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode 


-39- 


Drucksache 18/3512 


Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner 928. Sitzung am 28. November 2014 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Zu Artikel 1 Nummer 21 (§39 PostPersRG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren dafür Sorge zu tragen, dass die Regelungen zu 
Umwandlung und Auflösung eines Postnachfolgeuntemehmens Untemehmensumstrukturierangen, die von 
den Postnachfolgeuntemehmen aus untemehmensstrategischen Gründen vorgenommen werden, nicht un- 
nötig erschweren. 

Begründung: 

Die Regelungen des § 39 PostPersRG enthalten weitreichende Abwägungs-, Informations- und Schadenser- 
satzpflichten, die Untemehmensumstrukturierangen erheblich einschränken können. Die Berücksichtigungs- 
pflicht der in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 genannten Interessen erscheint zu unbestimmt, es bleibt 
unklar, welche Belange der Beamten und Interessen des Bundes im konkreten Fall abzuwägen sind. Die 
Anzeigepflicht in Absatz 1 Satz 2 erscheint sehr weitgehend, da sie unabhängig davon besteht, ob sie Belange 
der Beamten oder das Interesse des Bundes berührt. Anzeigepflicht und Informationsrecht (Absatz 1 Satz 2 
und 3) bergen für die börsennotierten Aktiengesellschaften die Gefahr, mit wertpapierhandelsrechtlichen 
Vorschriften, z. B. Verbot der Weitergabe von Insiderinformationen, zu kollidieren. Die Anordnung einer 
Sicherheitsleistung (Absatz 2 Satz 1) kann entsprechende Maßnahmen wirtschaftlich unattraktiv machen. 

2. Zu Artikel 3 (BAPostG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens dafür Sorge zu tragen, dass durch 
die Übertragung der Aufgaben in den Bereichen Versorgung und Beihilfe auf die Bundesanstalt keine Mehr- 
kosten für die Postnachfolgeuntemehmen entstehen. 

Begründung: 

Zur Finanzierung der bei den Postnachfolgeuntemehmen beschäftigten Beamten müssen nach dem Postper- 
sonalrechtsgesetz 33 Prozent der Brattobezüge von den Unternehmen an die Postbeamtenversorgungskasse 
abgeführt werden. 

Die Finanzierung der Altersversorgung der Beamten, die bei der Bundesanstalt beschäftigt sind, erfolgt dem- 
gegenüber durch ein fondsbasiertes Versorgungssystem nach handelsrechtlichen Vorschriften (FIGB-Mo- 
dell). 

Bei der Übertragung der Aufgaben in den Bereichen Versorgung und Beihilfe mit dem vorhandenen Personal 
zur Bundesanstalt kommt für diese das FIGB-Modell zur Anwendung. Für die Postnachfolgeuntemehmen 
könnten so Mehrkosten bis zu einem hohen zweistelligen Millionenbetrag bis zum Ausscheiden der Beamten 
entstehen (insgesamt 200 Beamte der Postnachfolgeuntemehmen). 

Mehrkosten könnten dadurch vermieden werden, dass für Beamtinnen und Beamte, die mit der Übertragung 
der Aufgaben in den Bereichen Versorgung und Beihilfe zur Bundesanstalt wechseln, die bisherigen Rege- 
lungen der Beamtenversorgung zur Anwendung kommen. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 

Die Bundesregierung nimmt zu den Vorschlägen des Bundesrates wie folgt Stellung: 

Zu Nummer 1 — Artikel 1 Nummer 21 (§ 39 PostPersRG) 

Die Bundesregierang lehnt den Vorschlag ab. 

Gemäß Artikel 143b Absatz 3 des Grundgesetzes (GG) in Verbindung mit dem Postpersonalrechtsgesetz (Post- 
PersRG) werden die vormals bei der Deutschen Bundespost tätigen Beamtinnen und Beamten unter Wahrung 
ihrer Rechtsstellung und der Verantwortung des Dienstherm bei den privaten Postnachfolgeuntemehmen beschäf- 
tigt. Die Unternehmen nehmen die dem Dienstherm Bund obliegenden Rechte und Pflichten gegenüber den bei 
ihnen beschäftigten Beamten wahr. 

Bei einer Auflösung oder Umwandlung der Postnachfolgeuntemehmen träfe die bisherige Pflicht der Unterneh- 
men zur Weiterbeschäftigung der Beamtinnen und Beamten und zur Tragung der Personalkosten wieder unmit- 
telbar den Bund. Die hoheitliche Beleihung der Postnachfolgeuntemehmen mit Dienstherrenbefugnissen ist einer 
privatrechtlichen Rechtsnachfolge nicht zugänglich und die für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer geltenden 
Schutzvorschriften sind auf Beamtinnen und Beamte nicht anwendbar. Ein solcher „Rückfall“ der Beamtinnen 
und Beamten in die unmittelbare Bundesverwaltung entspräche weder den Interessen der Beamtinnen und Beam- 
ten noch dem Interesse des Bundes. Eine ihrem Amt angemessene Verwendung in der Bundesverwaltung wäre in 
der großen Mehrzahl der Fälle kaum möglich. 

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Vorschrift des § 39 PostPersRG trägt dieser Problematik Rechnung. Unter- 
nehmensumstrakturi erangen werden nicht eingeschränkt. Es wird jedoch eine Pflicht der Leitungsorgane der Un- 
ternehmen statuiert, bei der Entscheidung über eine Untemehmensumstrukturierang nicht nur untemehmensstra- 
tegische Überlegungen und die Interessen der Anteilseigner zu berücksichtigen, sondern auch die Belange der bei 
dem Postnachfolgeuntemehmen beschäftigten Beamtinnen und Beamten sowie das Interesse des Dienstherm 
Bund an der weiteren Erfüllung der gesetzlichen Verpflichtungen des Postnachfolgeuntemehmens mit einzube- 
ziehen. 

Um dem Bundesministerium der Finanzen als für die Beamtinnen und Beamten verantwortlichen Ressort (§ 3 
Absatz 8 und 9 PostPersRG) die Möglichkeit zu eröffnen, die Auswirkungen einer geplanten Umwandlung zu 
prüfen und erforderlichenfalls organisatorische Maßnahmen zur Sicherstellung der Weiterbeschäftigung der Be- 
amtinnen und Beamten vorzunehmen, statuiert die vorgesehene Vorschrift eine Anzeigepflicht des Vorstands 
(spätestens drei Monate vor der Anteilsinhaberversammlung) sowie ein Informationsrecht des Bundesministeri- 
ums der Finanzen gegenüber Vorstand und Aufsichtsrat. Das Informationsrecht knüpft an die bestehende Vor- 
schrift des § 20 Absatz 1 Satz 2 PostPersRG an. 

Die gegen die Anzeige- und Informationspflichten vorgebrachten Bedenken sind nicht durchgreifend. Die Pflich- 
ten nach § 39 Absatz 1 Satz 2 und 3 PostPersRG-E sind erforderlich, um das Bundesministerium der Finanzen in 
die Lage zu versetzen, prüfen zu können, ob und inwieweit die geplante Maßnahme Auswirkungen auf die Wei- 
terbeschäftigung der Beamten haben kann und wie diesen Auswirkungen gegebenenfalls begegnet werden kann. 
Die Konkretisierung der Pflichten erfolgt im jeweiligen Einzelfall sowie im Lichte der besonderen verfassungs- 
rechtlichen Pflichtenstellung der Postnachfolgeuntemehmen nach Artikel 143b GG. 

Eine Erfüllung spezieller gesetzlicher Informationspflichten kann nicht gegen allgemeine „wertpapierhandels- 
rechtliche Vorschriften“ verstoßen. Die Informationsweitergabe ist insoweit gesetzlich gerechtfertigt. 

Durch die Möglichkeit der Anforderung einer Sicherheitsleistung kann sichergestellt werden, dass die gesetzli- 
chen Verpflichtungen der Unternehmen auch nach einer Umwandlung zuverlässig erfüllt werden. Art und Flöhe 
der Sicherheitsleistung werden im Einzelfall unter Berücksichtigung des jeweiligen Ausfallrisikos festgesetzt. 
Eine wirtschaftlich sinnvolle unternehmerische Maßnahme wird durch die Sicherheitsleistung nicht verhindert, 
da die Flöhe der Zahlungspflichten der Unternehmen nicht verändert wird. Es wird lediglich verhindert, dass es 
nach einer Umwandlung zu einer Belastung des Bundeshaushalts kommt. 
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Zu Nummer 2 - Artikel 3 (BAPostG) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. 

Mit dem Gesetzentwurf sollen der Bundesanstalt für Post und Telekommunikation Deutsche Bundespost (Bun- 
desanstalt) verschiedene haushaltsrelevante Personalverwaltungsaufgaben übertragen werden, die bislang durch 
die Postnachfolgeuntemehmen wahrgenommen werden. Insbesondere soll der Bundesanstalt die dienstrechtliche 
Verantwortung (Aufgaben und Befugnisse des Dienstherm) für die rund 275 000 Versorgungsempfängerinnen 
und Versorgungsempfänger aus dem Bereich der früheren Deutschen Bundespost sowie die Zuständigkeit für die 
Bearbeitung der Beihilfe für die rund 100 000 bei den Posfnachfolgeuntemehmen beschäftigten Beamtinnen und 
Beamten übertragen werden. Die Zentralisierang der Versorgungs- und Beihilfebearbeitung bei der Bundesanstalt 
sichert langfristig einen hohen Qualitätsstandard bei der Bearbeitung und fuhrt zu Synergieeffekten. 

Es ist beabsichtigt, im Zusammenhang mit der Aufgabenübertragung das bislang bei den Postnachfolgeuntemeh- 
men mit diesen Aufgaben betraute Personal (ca. 250 Personen; mehr als 80 % Beamtinnen und Beamte) sozial- 
verträglich und gmndsätzlich an den derzeitigen Standorten zur Bundesanstalt zu versetzen. 

Infolge der geplanten Personalübemahme können unter Umständen Mehrkosten für die Postnachfolgeuntemeh- 
men daraus entstehen, dass die Tragung der Versorgungslasten der Beamtinnen und Beamten bei den Postnach- 
folgeuntemehmen und der Bundesanstalt unterschiedlich geregelt ist. Während die Postnachfolgeuntemehmen 
nach § 16 Absatz 1 PostPersRG für die bei ihnen beschäftigten Beamtinnen und Beamten pauschal 33 % der 
(Bmtto-)Dienstbezüge als Untemehmensbeitrag an die Postbeamtenversorgungskasse bezahlen, bildet die Bun- 
desanstalt für ihre Beamtinnen und Beamten kapitalgedeckte Rückstellungen für die Alfersversorgung nach han- 
delsrechtlichen Gmndsätzen. Abhängig von den jeweiligen versichemngsmathematischen Faktoren wie beispiels- 
weise der Besoldungshöhe, dem Alter, Geschlecht, etwaigen Ausfallzeiten, dem Zeitpunkt des Ruhestandseintritt 
sowie von den Entwicklungen am allgemeinen Kapitalmarkt können die für die jeweilige Beamtin oder den je- 
weiligen Beamten zuvor geleisteten pauschalen Untemehmensbeiträge unter Umständen niedriger sein als die 
nach handelsrechtlichen Gmndsätzen zu bildenden Rückstellungen bei der Bundesanstalt. Ob und in welchem 
Umfang solche Mehrkosten für die Unternehmen entstehen, kann aktuell allerdings noch nicht zuverlässig beur- 
teilt werden. Der in der Antragsbegründung in den Raum gestellte „hohe zweistellige Millionenbetrag“ ist speku- 
lativ und kann von der Bundesregiemng nicht bestätigt werden. 

Im Übrigen greift ein punktueller Vergleich der Versorgungslasten zu kurz. Er berücksichtigt zu wenig die Vor- 
teile, die die Postnachfolgeuntemehmen aus dem Gesetzentwurf ziehen. Insgesamt ist das Gesetzespaket ausge- 
wogen und enthält keine einseitige oder übermäßige Belastung der Unternehmen. Nachfolgende Faktoren sind 
bei einer Gesamtabwägung mit zu berücksichtigen: 

a. Die Personalkosten bei der Bundesanstalt liegen deutlich niedriger als bei den Postnachfolgeuntemehmen. 
So beträgt die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit der Beamtinnen und Beamten bei der Bundesanstalt 
(wie allgemein in der Bundesverwaltung) gmndsätzlich 41 Stunden, während sie bei der Deutschen Telekom 
AG nur 34 Stunden und bei der Deutschen Post AG und der Deutschen Postbank AG jeweils 38,5 Stunden 
beträgt. Flinzu kommen Synergieeffekte, die aus der zentralen Sachbearbeitung resultieren. 

b. Ohne die Gesetzesändemng müssten die Postnachfolgeuntemehmen noch jahrzehntelang die Versorgungs- 
und Beihilfebearbeitung für die Versorgungsemp fangerinnen und Versorgungsempfanger des Posfnachfol- 
gebereichs übernehmen (voraussichtlich bis nach 2090). Die Unternehmen werden von diesen Aufgaben 
entlastet. 

c. Aufgmnd einer Ändemng der Bemessungsgmndlage der Beiträge zur Postbeamtenversorgungskasse für das 
Jahr 2011 werden die Posfnachfolgeunfemehmen infolge des Gesefzentwurfs von Fordemngen in Flöhe von 
30 Mio. Euro entlasfef. Dieser Befrag wird vom Bund ausgeglichen. 

d. Der Gesefzentwurf enthälf zahlreiche Neuregelungen des Postdienstrechfs, die es den Unternehmen ermög- 
lichen, die bei ihnen beschäftigten Beamtinnen und Beamten flexibler einzusetzen und dadurch wirtschaftli- 
che Vorteile zu erzielen. 
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